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Von Ad. Thiele. r S die z n die Republik undie proviſoriſche Regierung abgelegt ihr Her iAuch das Schulweſen muß im Aufbau, in ſeiner inneren Beſeitigung aller kirchlichen Aufſichtsrechte ne Eid achorte, die indeln9 ſt wiglen n den van
Geſtaltung und in ſeiner äußeren Gliederung gründlicher! nd jedes Flaubens- und Gewiſſenazwanges für Lehrer und Eßerts auf die junge deutſche Freiheit, auf die Zukunft des
Demokratiſierung unterzogen werden. Als bei Ausgang des See nnke, kennung aller kirchlichen Dienſtleiſtungen vom deutſchen Volksſtaats.
Mittelalters mit der alten Kloſter- und Kirchenſchule ge- Begaufſichtigung der Schularbeit durch Fach Jahre werden vergehen. Die Wunden des Krieges wer
brochen wurde, die ihren Hauptzweck in der Einhämmerung
blinder Kirchengläubigkeit erblickt hatte, als ein Amos
Comenius mit ſeinem Orbis pictus dem Unterricht neue
Bahnen wies, als dann in blendender Fülle im achtzehn-
ten Jahrhundert die Baſedow, Rouſſeau, Francke, Nie-
meyer, Oberlin, Peſtalozzi, Salzmann u. a. der finſteren
Starrheit des Schulweſens und Schullebens friſche Beweg
lichkeit und freudiges Seelenatmen einzuflößen ſuchten, da
ſchwebte ihnen als Jdeal vor, freie, aufrechte Merſchen zu
erziehen. Und die Dinter, Dieſterweg, Fröbel, Herbart,
Dittes, Kehr und Schmidt bauten rüſtig und erfolgreich bis
in die zweite Hälfte des neunzehnten Jahrhunderts am be-
gonnenen Werke weiter. Ohne daß dieſe hervorragenden
Pädagogen das Wort „Demokratiſierung der Schule“ aus-
drücklich als ihr Programm bezeichneten, war ihre ganze
Tätigkeit dieſem Ziele gewidmet.

Da wälzte ſich die preußiſche Reaktion wie ein zer-
malmender Mühlſtein auch auf das Schulweſen. Dem dürf-
tigen Experiment Falcks, durch konfeſſionsloſe Schulen den
Einfluß der Kirche auf den Unterricht zu mindern, folgten
erzreaktionäre Maßnahmen, eine ſchlimmer als die andere.
Auf Banketts und Konferenzen wurde natürlich der „freie
Geiſt“ der Schule, die Unabhängigkeit der Lehrerſchaft, das
„herzliche Einvernehmen“ zwiſchen Schulbehörden und ihren
untergeordneten Organiſationen in höchſten Chören ge
prieſen; aber die Lehrer wiſſen, wie die Zuſtände in Wirk-
lichkeit ſich geſtaltet haben. Günſtlingsherrſchaft, Gewiffens
zwang, Liebedienerei, Muckerei und blöde Pedanterie über-
wucherten derart, daß die tüchtigſten Kräfte darunter erſtick-
ten. Die Typen in „Flachsmann als Erzieher“ waren nicht
Phantaſiegebilde, ſondern traurige Wirklichkeit. Ein ſchmach-
volles Kapitel!

Der Lehrer ein Paria! Für immer wird das deutſche
Volk dem deutſchen Lehrervereine Dank wiſſen, daß er in
ſchwierigſter Zeit allen Anfechtungen ſtandgehalten hat. Jm
großen und ganzen bewahrten ſich die deutſchen Volksſchul-
lehrer doch ſoviel geſunden Sinn, daß ſelbſt die behördlich
mit allen ſchäbigen Mitteln gehätſchelte konſervative Gegen
organiſation gegen den Lehrerverein auf keinen grünen
Zweig zu kommen vermochte.Nu iſt durch die Revolution auch für die freie Ent-

faltung der Schule das Tor aufgeſchloſſen worden. Die
Hemmungen ſind beiſeite geſchoben; die Schule kann werden,
was ſie ſein ſoll: die Bildungsanſtalt für tüchtige, aufrechte,
vorurteilsfreie, kritiſch denkende Menſchen. Unſer Erfurter
Programm fordert in Punkt

„Weltlichkeit der Schule. Obligatoriſcher Beſuch der öffent-
lichen Volksſchulen. Unentgeltlichkeit des Unterrichts, der Lehr
mittel und die Verpflegung in den öffentlichen Volksſchulen ſo-
wie in den höheren Bildungsanſtalten für diejenigen Schüler
und Schülerinnen, die kraft ihrer Fähigkeiten zur weiteren Aus-
bildung geeignet erachtet werden.“

Das Erfurter Programm iſt 1891 verfaßt und ange-
nommen worden. Sollte das heute geſchehen, ſo würden zwar
unſere Schulziele unverändert beibehalten werden, aber
einzelne Punkte würden ſchärfere Präziſierung erfahren.
Unter allen Umſtänden müſſen Schule und Lehrer frei bleiben
von allen Einflüſſen, die dem Schulzweck entgegenſtehen. Jn
grundſätzlicher Uebereinſtimmung mit unſerem Schulpro-
gramm fordert auch der deutſche Lehrerverein:

„Einheits ſchule vom Kindergarten bis zur Hochſchule;
und in ihr das unbeſchränkte Recht jedes Kindes auf Bildung und
Erziehung nach ſeiner Fähigkeiten und ſeines Bil-
dungswillens, ohne Rückſicht auf Vermögen, Stand und Glauben
der Eltern;

Unentgeltlichkeit des Unterrichts und der
Unterrichtsmiitel für alle und erhöhte Fürſorge durch freien
Unterhalt und freie Kleidung für Unbemittelte;

Ausdehnung der Schulpflicht in der Volks und
Fortbildungsſchule bis zum 18. Lebensjahre;

männer, die ſelbſt in dieſer Arbeit geſtanden haben.“

Für die Lehrer fordert der deutſche Lehrerverein ein
heitliche Ordnung der Vorbildung und Beſoldung des ge
ſamten Lehrerſtandes, volle ſtaatsbürgerliche Freiheit,
Sicherung der wiſſenſchaftlichen Freiheit und die unterricht-
liche Selbſtändigkeit, eine oberſte Reichsbehörde für Schul-
und Bildungsweſen unter Mitwirkung der Lehrer, einheit-
liche Verwaltung und Unterhaltung aller öffentlichen Schul-
anſtalten und verfaſſungsmäßige Sicherſtellung dieſer
Forderungen.

Wie ein roter Faden zieht durch alle freiheitlichen Re
formen auf dem Gebiete des Schulweſens das Beſtreben, an
Stelle der bisherigen Kaſten- und Klaſſenſchulen die Ein
heitsſchule zu ſetzen, den Lehrer freizumachen von allen
ungehörigen Vevormundungen, damit Erziehung und Unter-
richtung lediglich pädagogiſchen Geſichtspunkten unterworfen
ſind, und Ausſchaltung der Möglichkeit, daß unfähige Schüler
mit Hilfe der Geburts- oder Geldſacksvorrechte ihrer Väter
zum Nachteile begabterer, aber armer Kinder den Fortſchritt
des Unterrichts hemmen. Freie Bahn dem Tüchtigen. Was
im Munde Bethmanns hübſche Phraſe war, ſoll in der demo-
kratiſchen Schule Wirklichkeit ſein.

Die Einheitsſchule iſt in der Demokratie eine Selbſtver-
ſtändlichkeit. Standesunterſchiede ſchon unter den Schul-
kindern zu dulden, iſt ein Verbrechen am Erziehungsziele.
Wo die Einheitsſchule bereits beſteht, wie in füddeutſchen
Städten, hat ſie ſich aufs beſte bewährt. Arbeiterſöhne und
Kinder der höchſten Beamten, der reichſten Kaufleute und
Jnduſtriellen ſitzen nebeneinander. Sie müſſen miteinander
wetteifern, und das bekommt ihnen gut. Dünkel und Hoch-
mut, die in der Abgeſchloſſenheit der Standesſchulen gefähr-
lichen Nährboden fanden, gedeihen in der Einheitsſchule
ſchlecht.

Selbſtverſtändlich müſſen die Lehrbücher einer ganz
gründlichen Prüfung unterzogen werden. Von den jetzt vor-
handenen Leſebüchern, Leitföäden für den Geſchichtsunterricht
und ſogar von den Geographiebüchern wird nur ein klein
Teil unverändert beibehalten werden können. Wie ma
namentlich in den letzten Jahrzehnten die Köpfe unſerer
Schulkinder durch monarchiſtiſche Schweifwedeleien und
chauviniſtiſche Aufblähungen verblödet hat, ſchreit zum
Himmel. Daß an vielen, vielleicht den meiſten höheren
Schulen die Oberlehrer die lauteſten Vertreter des Alldeutſch-
tums geweſen ſind, iſt bekannt.

Neben der Einheitsſchule als allgemeiner Volksſchule
wird dem Hilfsſchulweſen liebevollſte Aufmerkſamkeit zu
widmen ſein. Kinder mit gebrechlichen Sinnesorganen oder
geiſtigen Defekten bedürfen ganz beſonderer Pflege und Hin-
gabe. Da für Beköſtigung, Kleidung und Lehrmittel die Ge-
ſamtheit ſorgen und dieſe Unterſtützung nicht als Gnaden-
gabe gewähren wird, fällt das niederdrückende Moment weg,
das bisher derartigen Zuwendungen anhaftete.

Die Kirche wird in Zukunft in keiner Weiſe mehr etwas
in den Schulunterricht hineinzureden haben. Für immer
wird die Zeit vorbei ſein, in welcher dem Landlehrer der
Ortspfarrer als lokaler Vorgeſetzter auſ dem Nacken ſaß. Nur
in der Hand von Fachmännern wird die Schulaufſicht liegen.

So möge ſich die deutſche Volksſchule als Einheitsſchule
und mit allen Verzweigungen bis hinauf zur Hochſchule in
freier Entfaltung entwickeln als Pflanz- und Pflegſtätte
wahrer Kultur. Sie wird Männer und Frauen erzeugen,
die unverdorbene Gefühle mit feſtem Willen und klarer Ein-
ſicht zu verbinden wiſſen, Menſchen, die ſich ſelbſt und andere
vorwärts bringen aus den blutdurchtränkten und ſchmerz-
durchwühlten Niederungen der Gegenwart in die von
heiterem Sonnenſchein durchwebten und Lebensfreude atmen-
den Gefilde einer beſſeren Zukunft.

Der Truppeneinzug in Berlin.
Truppen aller deutſchen Stämme ſind geſtern feierlich

in Berlin eingezogen. In einer glänzenden Rede hat ſie
unſer Ebert im Namen des jungen deutſchen Volksſtaates
begrüßt und hat ihre Hilfe angerufen, um Teutſchlands Ein
heit zu retten, um aus den Trümmern ein neues freies
Deutſchland aufzubauen. Und wer die Stimmung dieſer
Soldatenſcharen mit anſah und mitempfand, der ſchöpfte
wieder kühnen Mut: das waren nicht gebrochene Beſiegte.
die ſich verzweifelt zurückſchlichen, das waren aufrechte. ſtolze,
ſelbſtbewußte, tatbereite Männer, kroftvoll und kühn, bereit,
dem Ruf des Volksbeauftragten zu ontſprechen, dos neue
Deutſchland zu zimmern mit der züſtigen Kraft und dem
unerſchütterlichen Mut, den ſie in 51 blutigen Monaten un
erſchütterlich bewährt haben. Dröhnend antwortete der
Maſſengeſang: „Dir niemals ausgeſungenem Land, Dir
weihen wir uns aufs neue

ſende ſäumten die Straßen ein und bearüß-

ten die Volksſoldaten in Waffen mit jubelndem Zuruf, mit
dem hellen Freudengeſchrei über die glückliche Heimtehr, die
ehrenvoll iſt, trotz des Landes ſchwerſter Niederlage. Wo
waren die 150 000 Spartakusleute, die nach dem Zeusnis der
Roten Fahne Berlin am Sonntag bei der großen Sparta-
kusdemonſtration nicht geſehen hat? Während der ganzen
Feier wagte ſich ein einzigesmal der Ruf: „Hoch Liebknecht!“
heraus. Es iſt unglaublich, mit welcher Geſchwindigkeit die
Männer aus dem Felde ihn zum Schweigen brachten. Es
wäre auch wunderbar, wenn es anders wäre. Hat doch das
Berliner Spartakusorgan denen, die aus vierjährigem Graus
des Schlachtfeldes endlich heimgekehrt ſind, kein anderes Be-
grüßungswort zu widmen, als die Artikelüberſchrift: „Der
Einmarſch der Gegenrevolution.“ Gegen die Frontſoldaten,
Volk aus des Volkes tiefſter Art ſtößt ſie den Ruf aus:
„Höchſter Alarm! dringende Gefahr für die Revolution!
Achtung! Arbeiter ſeid bereit!“ Ginge es alſo nach den
Wünſchen von Spartakus, ſo würden ſich die Arbeiter nicht
zuſammenſcharen, um die heimkehrenden Brüder zu be

den heilen. Die Not, die uns noch jahrelang bedrücken
wird, wird ſich lindern. Der verſchleiernde Nebel der Zeit 1
wird ſich über die furchtbaren Kriegsjahre legen. Aber noch
nach Jahrzehnten wird dem Spartakusbunde anhängen, daß
er die Heimkehr der Frontkämpfer unter das Stichwort ge-
bracht hat: „Der Einmarſch der Gegenrevolution.“

Die Verſorgung Deutſchlands mit
Lebensmitteln.

Nach einer von wohlunterrichteter Seite ſtammenden Meldung der
Deutſchen Allgemeinen Zeitung ſtehen die alliierten Regierungen hin
ſichtlich der Verſorgung Deutſchlands auf dem Standpunkt, daß die Liefe-
rung von Lebensmitteln zu erfolgen habe, jedoch nur in dem Maße,
wie ſie durch die tatſächliche Notlage berechtigt erſcheint. Eine deutſche
Notlage beſtehe in den großen und größten Städten, jedoch nicht auf dem
flachen Lande. Die Verteilung der Lebensmittel müſſe ſich demnach
nach dieſen Geſichtspunkten vollziehen. Es ſei bereits berechnet worden,
daß im ganzen die Bevölkerung, die mit Lebensmitteln zu verſorgen ſei,
auf 37 Millionen eingeſchätzt werde. Ein entſprechender Vorſchlag liege
bei den zuſtändigen Stellen bereits vor, jedoch ſei die Entſcheidung noch
nicht gefallen.

Maßnahmen gegen die Liebknecht-
gruppe.

a

e

Wie es heißt, ſollen zwiſchen dem Rate der Volksbeauf-
tragten und dem Berliner Vollzugsrate Verhandlungen be-
gonnen haben wegen Ergreifung von Zwangsmaßnahmen i
gegen die Fortſetzung des Liebknechtkrakeels; geplant ſei die
unbedingte Entwaffnung aller nicht ſtaatlichen Jnſtanzen und i
aller Privatperſonen. Die Verhandlungen ſind noch nicht i
zum Abſchluſſe gelangt, die Mehrheitsſozialiſten ſollen ihr 4
Verbleiben in der Regierung von dem Ausgange der Ver-
handlungen abhängig gemacht haben.

Wir haben es erſt geſtern in unſerem Artikel: So kann 4

l

es nicht weiter gehen! die Entwaffnung aller unberufenen
Elemente als den nächſten Schritt zur Sicherung der Revolu
tion bezeichnet und dazu bemerkt, daß zu dieſem Schritte die
volle Einmütigkeit zwiſchen Unabhängigen und unſeren Ge-
noſſen in der Regierung notwendig ſei, im Falle der Ab-
lehnung dieſer Forderung aber unſere Genoſſen die Konſe-
quenzen zu ziehen und aus der Regierung austreten und den
Unabhängigen die Verantwortung überlaſſen müßten. Wenn
jetzt die Jnſtanzen in Berlin die bezüglichen Schritte be-
raten, iſt das natürlich auf die Anregung unſerer Genoſſen
zurückzuführen. Jetzt gilt es, hart zu werden und mit
eiſerner Energie zu vertreten, was der Augenblick erfordert, n

um die Zukunft zu retten. n
Ausſchreitungen von Arbeiter-

und Soldatenräten.
Dem Berliner Tageblatt wird geſchrieben:
Mit einer Ermächtigung des Arbeiter- und Soldatenrates von

Perleberg verſehen, erſchienen fünf Bewaffnete euf dem Gute Plet
tenberg bei Wilsnack. Sie erzwangen unter Androhung von Waf
fergewalt den Zutritt zu den Vorratsräumen und raubten alle Vorröte,
obwohl von dem Gute 120 Perſonen verſorgt werden. Mit dem vor
grim denen Wein wurde zunächſt ein Zechgelage veranſtaltet.
Hierguf bemächtigten ſich die Delegierten eines Wagens und zweier
Pferde und ſuhren mit den geraubten Waren davon. Aehnlich wurde
auf zahlreichen Gükern in der Priegnitz gehauſt. Es iſt derſelbe Arbei
ter r Soldatenrat, der mit Vorliebe zu Fahrten von Perleberg nach
Wittenberge die Stellung eines Sonderzuges erzwingt und in das Kreis
blaft einrücken ließ, die Berliner Anordnungen kümmerten ihn nicht,
er ſetzte nach eigenem Gutdünken Bramte ein oder entfernte ſie. Das
gegrhbene Beiſpiel hat den Eberswalder Arbeiter- und Soldatenrat
nicht ruhen laſſen, der in Eberswalde eine Reihe von „Haus'uchungen“
verar ſtalten ließ, zuerſt bei der Fabrik Gebrüder Ardelt. Die geraub-
ten We ren blieben auch hier bei den „Delegierten“,

Nette Zuſtände!

Delegiertenverſammlung der
A. u. S.-Räte Deutſchlands.
Den Arbeifer- und Soldaktenräken der Republik

ſchlagen wir als vorläufige Tagesordnung der Delegierken-Ber-
ſammiung vom 16. Dezember fol vor: 1. Bericht des
Vollzugsraks. Berichferſtaller: Richard Müller. Bericht der
Volkobegufirogien: Verlchlerſtaller wird noch beſtelll. 2. Naliongal
verſammlung oder Räleſyſtem. Referent Coehen.
referent: Däumig. 3. Sozialiſierung des Wirkſchafis-
lebens. Referent Hilferding. Korreferenk: Wird no
4. Die Friedensregelung und deren Einfluß auf den
der deutſchen ſozialiſtiſchen Republik. Referent Ledebour. S.
des Vollzugsrats der Republik. Anlräge zu dieſer
ordnung ſind möglichſt umgehend dem Sekretgriat des Vollzugs
Abgrorduclenhgus, mikzulellen, ebenſo die Namen der Delegi
wird noch darauf aufmerkſam gemacht, daß je 50 000 Froufſo
daten nicht 100 000 das Recht haben, einen Vertreier zu
ferner, dah die Schutztruppe geſondert einen Vertreter entſenden

Der Voillzugsrat des Arbeiter und Soldalen-Rals Groß Berlin.
Rich. Müller. Molkenbuhr.
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Der Wahlaufmarſch der
AUngabhängigen.

SK. Die Hochflut der Demonſtrationen, der konter-
revolutionären Köpenickiaden und ſparlaziſtiſchen Ausſchrei-
tungen, die ſich in den lezten paar Tagen über Deutſchland
ergoſſen hat, hat auch den Aufruf der Parteileitung der un-
abhängigen Sozialdemokratie verſchlungen, mit dem dieſe den
Wahlkampf eröffnet hat. Sie rühmt ſich darin denn es
lohnt, darauf zurückzukommen allein den Kampf gegen den
Jmperialismus geführt und die Arbeiterklaſſe aus einem
Jnſtrument des Krieges zu dem Bringer des Friedens ge
macht zu haben. „Unſere Arbeit hatte Erſolg,“ judelt der un-
abhängige Sonntags-Aufruf, „der Kampf gegen den Krieg
war Arbeit für die Revolution.“ Dieſer Stolz der Unab-
hängigen iſt uns nicht recht verſtändlich. Gefällt ihnen die
gegenwärtige Lage Deutſchlands t Das be-
ſiegte Deutſchland wird in jedem
Englands und Frankreichs bleiben, auch wenn es im Jnnern
jede Ausbeutung reſtlos beſeitigt. Und die Herrſchaft frem-
der Herern verurteilt das deutſche Volk noch auf Jahrzehnte
zum Darben. Will das die Unabhängige Sozialdemokratie
wirklich als Erfolg ihrer Arbeit anerkennen? Die Sozial-
demokratie hat jedenfalls in Vorausſicht dieſer Kataſtrophe
alles getan, was in ihren Kräften ſtand, um die Niederlage
abzuwenden. Was jetzt Deutſchland erleidet und was ihm an
Leiden noch bevorſteht, das wird die Beweisführung für die
Richtigkeit unſerer Taktik vervo ig

Aber die U. S. P. iſt heute noch des Glaubens, d
wahrheiten, die franzöſiſchen und engliſchen Arbe
uns im Notfalle helfen und es drohe uns gar keine Verge-
waltigung, wir führten nur einen Eroberungskrieg, die rich-
tige Lehre für das deutſche Volk geweſen ſein. Sie rüſtet ſich
deshalb zum Kampf gegen die Sozialdemokratie auf der
ganzen Linie. Der Wahlbefehl der Unabhängigen Partei-
leitung lautet:

„Die Auswahl der Kandidaten hat im Einvernehmen
aller unſerer Parteiorganiſationen der Wahlbezirke zu er-
folgen. Jn jedem Wahlbezirk ſind beſondere und
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Tanga daFalle der proletariſche Knecht Ende

Auf Einladung des Deutſchen Jnduſtrie- und Handelstages
bielt der Stagtsſekretär des Reichsſchatzamtes Schiffer im Feſt
faale der Hande!skammer zu Berlin vor einer zahlreichen Zuhörerſchaft einen Vortrag über das Thema: Veutſchiands Finanzlage

und Steuerpolitik.
Jch bin, ſo eiwa führte der Redner aus, der Einladung des

Deutſchen Jnduſtrie- und Handelstages gern gefolgt; denn wenn
es jemals notwendig war, Klarheit über das Gebot der Stunde
in finanzieller Hinſicht zu ſchaffen, ſo iſt es jetzt der Fall. Dement-
ſprechend will ich Jhnen nur Tatſachen vor Augen führen, nackte
Tatſachen, keine Kritik. Jch will nur vom Standpunkt der Finanzen
und nicht von dem der Volitik ſprechen.

Die erſte Frage: Wie ift unſere Finanzlage Die Antwort
darauf kann nur lauten: Unüberſehbar. Jmmer wieder iſt im
Reichsſchatzamt verſucht worden, einen Ueberblick über den Steuer
bedarf des Reiches zu gewinnen. Wenn der Krieg im Herbſt zu

egangen wäre, ſo batte man zuletzt im Frühjahr gerechnet,
der Steuerbedarf des Reiches ſich auf 14 Milliarden Mark,

der der Einzelltagten und Gemeinden auf 5 Milliarden Mark be-
laufen, zuſammen alſo auf 19 Milliarden Mark, was einem Mehr-
bedarf von 14 Milliarden Mark gegenüber der Friedenszeit ent-
ſorochen hätte, wovon 12 Milliarden auf das Reich und 2 Milliarden
auf die Einzelſtaaten und Kommunen entfallen. Dieſe ganze Be
rechnung iſt indes durch die Ereigniſſe in Scherben geſchlagen wor
den. Neue Momente ſind jetzt zu berückſichtigen, in erſter Reihe
die Fordernngen, die die Feinde ſtellen werden, dem Umfange und
der Art nach.

Wir kennen dieſe Forderungen nicht, ebenſowenig wiſſen wir
etwas genaues, was gleichfalls zu berückſichtigen iſt, über den Um
fang, den das Reich in Zukunft durch eventuelle Abtretungen und
eveontuellen Zuwachs haben wird. Wir kennen weiter nicht das
ſtagatsrechtliche Vorhältnis, in dem in Zukunft Reich und Einzel
ſtaaten zueinander ſtehen werden. Auch die zukünftigen handels
politiſchen und wirtſchaftlichen Verhältniſſe, die als Grundlage dieſer
Berechnung dienen müſſen, ſind uns unbekannt. Angeſichts dieſer
zablreichen unbekannten Größen iſt die Aufmachung eines geregel-
ten Fnanzprogramms für jetzt und für die Zukunft zunächſt un
möglich. Eines nur wiſſen wir vorläufig:e

Wir leben von der Hand in den Mund.
Alles iſt unſicher. Sicher iſt nur der Ruin, wenn es ſo

wurde

aluſfaujte len.
I 2 Jaß Arbeiter, die das a
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a L. wentrauen ihrer Mitarbetter in d
v n SKandidaten aufgeſtellt werden.

„Sendet mir den ſchlichten Mann aus der Werkſtatt,“
ſo hat einſt Wilhelm II. geſagt. Wie wackere Verehrer der
Hohenzollern auch nach ihrem Sturz, rufen jetzt auch die Un-
abhängigen nach dem ſchlichten Mann aus der Werkſtatt.
Doch das weitaus Wichtkigſte an dieſer Erklärung iſt die Feſt
ſtellung, daß die U. S. P. D. überall ſelbſtändig vorgeht und
jedes Kompromiß mit der Sozialdemokratie von vornherein
ablehnt. Der Beſchluß iſt bei den Unabhängigen nicht ohne
Widerſpruch gefaßt worden. Manche Organiſationen der
U. S. P. ſehen eine ſchwere Niederlage der Unabhängigen bei
den Wahlen voraus, wenn dieſe weiter Arbeiterzerſplitterung
betreiben. Deshalb hat z. B. Haaſes wildradikale Gefolg-

9 m o 4 44ſchaft in Königsberg der Partei die Wiedervereinigung ge-

2 n r 7 a 2radezu aufdrängen wollen. Andere Bezirke der U. S. P.
thaben aus richtiger Einſicht die Zuſammenfaſſfung der prole-d

tariſchen Kräfte erſtrebt. So ha r Bezirk Erfurt dringend
geraten, endgültig mit dem Svartakustreiben zu brechen, und,
nachdem der Streit um die Kriegsvpolitik praktiſch gleichgültig
eworden iſt, mit der alten Sozialdemokratie wieder zu

ammen zu gehen.
Dieſe Anregungen ſind in der Keichskonferenz der U. S.

V. zu Boden gefallen. Die Unabhängige Sozialdemokratie

Rechthaberei und Eigenſinn, Herrſchſu
die notwendige Tinigkeit de

tariats im Dienſte der Revolution für die Sache des Sozia-
lismus gegangen.

Wir wiſſen nun, daß wir mit den Ungbhängigen überall
werden zu kämpfen haben. Unter dem Verhältniswahlrecht
zählt jede Stimme. Wir ſind überzengt, daß die Wahlen
näher ſind, als der urſpr angeſehte Wahltermin des
16. Februar vermuten läßt. Anf denn, an die Arbeit! Wir
wiſſen mit vollſtändiger Sicherheit, daß die große Mehrzahl
des Volkes hinter der deutſchen Sozialdemokratie ſteht, die
zu dem Sozialismus auf dem Wege geſchützter Freiheit und
ehrlicher Demokratie gelangen will. Der Wahltag muß die
ßegenrevolntion, die Fapitaliſtiſch verſchleierte Pſeudodemo-
kratie und den unabhängigen Ze ei

n
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Fadenſcheinige Sinwände gegen
frühere Wahlen zur Nationgl-

verſammiung.
Wegen der angeregten Vorverle Woehlt rmines für die

Rationalverſammlung hat das Miniſterium des Innern folgendes Schrei-
ben nach Berlin gerichtet:

Dresden, am 10. Drzember 1913.
Das Miniſterium des Jnnern erhebt ernife Bedenken gegen eine

Früherlegung des Termins für die Wahlen zur Nakianaglverfammlung
vor dem 16 Februar. Nach den bisherigen militäriſchen Mitteilungen
dürfte die Demobiliſatien vor Mitte Januar noch nicht beendet ſein. fo
daß die Aufſtellung auch nur einig rmoßen zuverläſſiger Wählerliſten
bis Ende dieſes Jahres unmöglich iſt. Das Miniſterium hält es aber
für dringend geboten, daß die Wahlen zur Nationalrerſamm lung ſo
ordnungsgemäß und zuverläſſig wie möglich vorgenommen werden ſol-
ien, weil ſonſt die Gefahr des Ausſchluſſes graßer Wählermaſſen von
der Wahl beſteht und damit die Gültigkeit der Wahl und die Zuſammen
ſetzung der Nationalverſammlung angezweifelt werden kann.

Für Sachſen kommt aber voch ein betonderer Umſtand in Befracht.
Das Niniſterium des Jnnern hat das allgemeine Wahlrecht für die Ge
meinden eingeführt und Neuwahlen für alle Gemeinden Sachlens aus-
geſchrieben, die bis zum 9. Februar 1919 vurchneführt ſein müſſen. Die
Wahlen ſollten erſt bis zum 31. Dezember dieſes Jahres vorgersmmen
werden. Auf Verlangen ſtädtiſcher Behörden mußte aber das Miniſte-
rium die Wahlen verſchieben. Es wurde hierfür geltend grmacht, daß
die Aufſtellung, Kontrolle der Wählerliſten ſowie die Kontrolle der
Wahlvorſchläge mindeſtens neun Wochen Zeit erfordern und desboſhb die
Wohlen zu einem früheren Termin nicht vorgenommen werden kön-
nen. Es wurde weiter geltend gemacht, das den Eemeinden, namenrilch
der mittleren Städte, trotz der Demobiliſation, noch die Arbetskräfte
ſehlen. Das Wahlgeſe für die Nationglwahlen iſt am 30. November
veröffentlicht worden. Nach dem von den BVerwaltungsbehörden geltend

chten Zeitaufwand iſt es unmös lich. die Wahlen vor dem ange'etzten
min durchzuführen. Da nun die Gemeindewohlarbeiten im rollen

e ſind, die Gemeindewohlliſten aber nicht ohne weiteres die Wähſeriſten für die Nationalverſammlung ſein können, ſo muß die Arbeit

doppelt geleiſtet werder. die in der kurzen Zeit nicht erlidigt wer
den kann. Dazu kommt, daß die Beſchaffung des Wohlmaterigls, Geſetz
Uusführungsverordnung in handlicher Ausgabe mit Erläuterungen nicht
vor Mitte Dezember in Händen der Behörden kommt, doß ſie fich auch

neinarbeiten können. Endlich iſt die Biſchaffung der Wahlumſchläge
einer ſo rieſigen Menge und der Papierknappheit kaum in der Zeit

weiter geht, wie es jetzt getrieben wird, wenn das Wirtſchaftsleben
zerſchlagen wird, iſt naturgemäß auch der Ausbau des Steuer
wefens eine Unmöglichkeit. Wo nichts iſt, hat nicht nur der Kaiſer,
ſondern auch die Republik ihr Recht verloren.

Wenn wir unſer Land betrachten, ſo iſt es doch eigentlich eher
ein vaturſchatzarmes als reiches Wirtſchaftsgebie?. Es fehlt uns
an Erzen, es fehlt uns an Kupfer. Wir wiſſen nicht, wie
lange unſer Kohlen vorkommen ausreicht, unſere Boden-
früchte ſind nicht ſo reich, daß ſie die ſtändig anſchwellende Be

erung ernskren können. Nach alledem iſt es um ſo notwendiger,
daß wir das, was wir haben, feſthalten und durch Arbeit vermehren.

Nicht nur die Landwirtſchaft, ſondern auch die Induſtrie braucht
Arbeitskräfte. Sine richtige Verteilung der Arbeitskräfte wird für
die Folge eine der wichtigſten Aufgaben ſein und es muß dafür
geſorgt werden, daß die Arbeiter nicht nur nach den großen
Städten zieben, ſondern auch auf dem flachen Lande produktive
Tätigkeit ausüben. Es iſt tief traurig, wenn man jetzt hört, daß
Bankkredite gelündigt, deutſche Wechſel zurückgewieſen werden. Das
Ausland hat eben die Beſorgnis, es gehe in Deutſchland alles
drunter und drüber. Wenn unſere Kreditfähigkeit erſchüttert iſt,
ſo beſteht auch die Gefahr, daß wir einen Frieden roher Gewalt
vekommen, ſtatt einen Frieden, der ſich darauf aufbaut, daß im
Lande des Veſiegten die Rechtsſicherheit fortbeſteht. Wir müſſen
Ruhe und Ordnung, Recht und Geſez ſchaffen, nicht bloß aus
r em. ſondern auch aus finangiellen Gründen. (Lebh. Zu
ſtimmung.)

Jch ſagte ſchon, ſo fuhr der Redner fort, daß ich wegen der
Unüberſichtlichkeit der Verhältniſſe
kein Steuerprogramm entwerfen, ſondern nur Steuermöglichkeiten
deſprechen werde. Dabei muß ich von allen zahlenmäßigen Extra-
ſchätzungen abſehen. Die direkten Steuern werden, ſo iſt gewiß,
antiplutrkratiſch ſein; aber ſie werden ihre natürliche Begrenzung
durch die Stellung finden, die das Kapital im Wirtſchaftsleben ein
nimmt. Die Zeit. in der fich ſchnell große Vermögen bilden konn
ten, iſt, darüber müſſen wir uns klar ſein, ein für allemal vor
ber. Unter aller Belaftung, die die Steuern bringen werden, dürfen
Fe eine günſtige Folgeerſcheinung haben: eine Senkung der

Erwünſcht wäre, wenn man dem Wirtſchaftsleben ſehr baldreiſe.
niitteilen könnte, was für Stenern im einzelnen kommen werden;
denn ich habe das Gefühl, daß Deutſchlands Volkswirtſchaft über
jed Steuer hi wegkommt, wenn man nur erſt ihren Umfang und
hre Art kennt. Se iſt indes nicht möglich, ſchon jetzt Steuergeſetzee

zu erlaſſen. Dazu iſt ein Zuſammenwirken mit den Bundesſtaaten,
eine Beratung mit ſfämtlichen Intereſſenten und vor allem die
Stimme der Allgemein eit, wie ſie durch die Nationalverſammlung
dokumentiert werden ſoll. erforderlich. Ausnahmen ſind allerdings
möglich, und die Vorbereitung für eine ſolche Ausnahme iſt die den
Geſeliſchaften bereits gemachte Vorſchrift: 80 vom Hundert ihres
gegenüber der feriedenszeit erzielten Mehrgewinnes in die Kriegs
tenerrücklagen zu tun. Das zeigt bereits an, daß die Kriegsab
gabe für 1917/18 im Jahre 1918/19 wiederholt werden muß.

Ein neues Kriegsſtenergeſet
wird insbeſondere unter rückwirkender Kraft vom Jahre 1914 ab

g Froh S 5 z 2die großen K egsgewinve reſtlos erfaſſen, die kleineren Erſparniſſe
dingegen nach Möglichkeit ſchonen.

D r 5 9 Ju e hohe Befteuerung der Kriegsgewinne entſpricht ſo ſehr dem
Tolkeempfinden, daß, weil ſie bisher noch nicht reſtlos durchgeführt
iſt, von manchen Seiten verſucht wird, durch eigenen Eingriff das

Deutſchlands Finanzlage und Steuerpolitik.
ch meine hiermit, ſo bemerkt

gsgewinne durch ſehr hohe
Das muß ich, wie Redner ſcherzhaft bemerkte, als Ein

griff in meine Zuſtändigkeit abwehren.
Neben der Kriegsfteuer wird eine

Vermögenßabgabe

gewünſchte Ergebnis gu erzielen.
V Redner, die Vorwegnahme der

hne.

kommen, die ſich nicht nur nach der Verſchiedenheit der Objekte (ob
bares Geld, ob Wertpapiere, Grundbeſitz, ob Fabrikanlagen) richtet,

auch nach der Verſchiedenheit der Subjekte (Alter und
rbeitsfähigkeit). Die Vermögensabgabe ſoll in Raten erhoben

werden; man kann vielleicht daran denken, der Vermögensabgabe
teilweiſe die Geſtalt einer Zwangsanleihe zu geben, ſo daß der
Steuerpflichtige für Zeiten mit einem Rückempfang der
Abgabe oder einem Teile der Abgaben rechnen kann. Bei der
Steuerzahlung wird die Kriegsanleihe eine größere Rolle ſpielen
als bisher. Es wird möglicherweiſe bei der Vermögensabgabe die
Zahlung in Kriegsanleihe zur Pflicht gemacht werden, ein Beweis
dafür, welche Sicherheit der Kriegsanleihe beigemeſſen wird, und
daß man darauf bedacht iſt, den Kursſtand zu heben.

Als weitere direkte Stenern erwähnte der Redner die Anpaſſung
der Beſitzſteuer an die Vermögensabgabe, Ausbau der Einkommen-
und Ergänzungsſteuer, wobei ſicherlich die Beſteuerung der hohen
Einkommen dem Reiche vorbehalten und deshalb

eine eigene Reichseinkommenſteuer
geſchaffen werden müſſe. Sodann wird an eine Betriebsſterer ge-
dacht, die gleichſam an der Quelle hohe Erträge gewerblicher Unter
nehmungen abfaſſen ſolle, an eine Kapitalrentenſteuer, wie ſie in
einigen Bundesſtaaten bereits erhoben wird, und an den Ausbau
der Erbſchaftsſteuer, die auf Abkömmlinge iſt, bei
deren Höhe auch berückſichtigt werden ſoll, in welchen Vermögens
verhältniſſen ſich der Erbe befindet. Ein reicher Erbe ſoll den ihm
durch Erbſchaft zufallenden Zuwachs an Vermögen höher beſteuern,

ls jemand, der bisher ohne Vermögen war.
An indirekten Steuern

nannte der Staatsſekretär als ſteuerlich zu erfaſſendes Cbjekt in
erſter Reihe Tabak, und zwar wolle man die Zigarettenſteuer, die
jetzt von dem Höchſtpreis von Zigaretten im Betrage von 7 Pf. für
die Zigarette ausgeht, (obwohl in Wirklichkeit der Preis der Ziga
retten höher iſt) entſprechend abändern. Die Zuckerftener werde
erhöht werden müſſen. Jm Grundſtücksumſatz werde an Stelle der
jetzigen vielfachen Beſteuerung eine freilich mit Erhöhung ver-
knüpfte Vereinheitlichung zu treten haben. Vor allem aber werde
die Umſatzſteuer ein wichtiges Steuerobjekt bieten, und zwar iſt hier

uch ſchon daran gedacht, die Beſteuerung von Luxus erzeugniſſen
und ähnlichen Gegenſtänden zu erweitern. Hohe Strafen werden
gegen Steuerverfehlungen feſtgeſetzt werden müſſen; insbeſondere
ſoll der, der die Steuerpflicht verletzt, öffentlich geächtet werden.
Gegen Steuerflucht werden weitere über die bisherigen Anord-
nungen hinausgehende Maßnahmen getroffen werden. Es muß
verhütet werden, daß zum Zwecke der Steuerhinterziehung Waren
ins Ausland gelangen. Für Bankguthaben wird Anzeigepflicht
ſtatnuiert werden, die auf die Zeit vor der Revolution zurückgeht.
Verſicherungen bei ausländiſchen Geſellſchaften muß nachgeforſcht
werden und ähnliches mehr.

Alle Steuern, ſo groß ihre Liſte auch iſt, werden freilich nicht
ausreichen, um dem Reiche die Tragung der Laſten zu ermöglichen,
vielmehr wird eine unmittelbare Beteiligung des Reiches am Wirt-
ſchafteleben notwendig ſein, wie wir ſie jetzt bereits haben durch
den Beſitz an Eiſenbahnen, durch die Poſt, durch Bergwerke und
durch die Beteiligung an der Stickſtoff- und Aluminiumgewinnung.

So betrachtet iſt die Sozialiſterung, von der ſo viel die Rede iſt,
nichts Neues. Dieſe darf freilich nicht unbegrenzt und ſſhematiſch
durchgeführt werden. Das würde eine große Gefahr ſein, insbe
ſondere auch deshalb, weil man ſich damit die Steuerquelle ab
graben könnte. Aber dieſe Gefahr liegt in Wirklichkeit nicht vor.
Die Regierung hat wiederholt zum Ausdruck gebracht, daß die
Sozialiſierung nur ſchrittweiſe durchgeführt werden ſoll, daß nicht
an Experimente gedacht wird und induviduell geprüft wird, ob die
in Frage kommenden Projekte reif ſind oder nicht. Ausgeſchlofſen
ſind von vornherein Gebiete der Ein- und Ausfubhr und Jnduſtrien,
deren techniſche Entwicklung noch nicht abgeſchloſſen iſi.
Ausgeſchloſſen iſt ferner eine Konfiskation ohne Entſchädigungen.
Als Monopole kommen vielleicht das Verſicherungsweſen, Waſſer
kräfte, Teile der elektriſchen Verſorgung uſw. in Betracht. Die
Sozialiſierung braucht aber nicht immer in der Schaffung von
Monopolen zu beſtehen. Man kann an Beteiligungen des Staats
denken, alſo an die gemiſchtwirtſchaftliche Unternehmung, an die
Bildung von Syndikaten und Kartellen, wobei der ſich hierbei aus
der Verbilligung der Produktion ergebende Sondergewinn dem
Reiche zufallen müßte.

Dies iſt, ſo fuhr der Redner fort, der Srundriß gum Bau. Wird
es zum Vauen kommen? Das hängt davon ab, wie ſich unſere
Feinde uns gegenüber verhalten. Jch rufe nicht nach Gnade, bitte
nicht um Milde, ſondern ich rufe das Recht und die Vernunft an!

Der Stoatsſekretär wies hierbei darauf hin, daß wir uns nur
bereit erklärt hätten, Frieden im Sinne der Wilfonſchen Friedens
vorſchläge zu ſchließen, und er betonte weiter, daß es im eigenen
Intereſſe der Feinde liege, uns nicht zu vernichten; denn ein Schuld
ner könne nur etwas leiſten, wenn man ihm die Möglichkeit gebe,
ſich neu zu entfalten. Nach dem Siegesrauſch werden auch unſere
Feinde zu der Einſicht kommen, daß der Sieg auch dem Sieger
Pflichten auferlegt. Von uns ſelbſt verlange ich, ſo ſchloß der Red
ner, außer Vernunft auch Vaterlandsliebe, Mut und Vertrauen.
Helfen Sie mir alle, das Geſpenſt des Vankrotts zu verſcheuchen.
Es geht um alles, es geht ums Ganze; es gilt, aus unſeren Kräften
zu retten, was zu retten iſt. Wir dürfen nicht zagen und klagen;
was uns zu tun bleibt, iſt die Erfüllung unſerer Pflicht im Inter
eſſe von Deutſchlands Zukunft.

möglichz Das Woablagehtimnmis ſoll aber nach dem Geſetz gewahrt
olceiben,

Den Pedenken hidet des Mijnierirm ernſte Beochtung zu ſchenken

e r eund ſich nicht durch agitatariſhe Gründe in ihrer ſochlichen Entſcheidung
irre machen zu laſſen.

Manalkerinm des Jnaeran.
(523.) 2Lipinski

Spinsti gegen die frühere Einberufung ſagt, verdient keiner
i Beachtung. Uns inkereffert nur, daß Livinski als Miniſter des
Innern amtlich dieſe Stellung einnimmt, wöhrend die Volksbeguf
regten Gradnauer, BZuck und Schworz mit Recht den egenteiligen
Standrunkt vertreten und demit die große Mehrheit der Bevölkerung
hinter ſich Haben Dieſe Zwieifpöltigkeit in der Regierung iſt ein un
aſtbarer Zuſtand dem eben durch die Notionalverſammlung ſo ſchnell
wie möglich ein Ende gemacht werden muß.

Sozialpolitikim Friedensvertrage.
Eine regelmäßige internationale Arbeiterſchutz

konferenz.
De Humanite teilt mit, daß die Arbeitskommiſſion über die inſer

neofiorcle Arbeiterſchuhgeſehgebung im Friedenwertrage ſich zu folgen
den Vorſchlägen an die Friedenskonferenz entſchloſſen hat:

A. Proklamation des Willens der Vertragsmächte, durch eine
internationale Arbeiterge ſetzgebung zu verwirklichen: nſchliche Ar
beitsbedingungen durch Schutz des allgemeinen und gewerblichen Unter
richts der Kinder, der Mutterſchaft, des Familienledens, des ſozialen
Lebens, der phoffſchen und moroliſchen Geſundh:it und durch Enlwick
lung der Bevpölk rung.

Folglich ſpricht ſich der Friedensvertrag aus:

1. Für die Reformen, die die Konferenz von Bern im Jahre 1913
angenommen hat: Unterdrückung der Nachtarbeit der jungen Jndufſtrie-
arb iter, die Feſtſetzung des Zehnſtundentages für die Frauen und für
die jungen in der Induſtrie beſchäftigten Arbeiter.

2. Die unter V vorgeſehene internationale Arbeitskonferenz prüft
folgende Reformen: Verbot der Lohnarbeit für Kind:r unter 14 Jah
ren. Beſchränkung des Arbeitstages für Erwachſene, ſofortige Einfüh
rung des Acktſtundentages in den Tag und Nacht arbeitenden Fabriken
und in den Bergwerken, in jeder Woche eine von einund
einhalbin Tag, Orgçaniſation und Gegenfeitigkeit der Krankenverſiche
rung, der Arbeitsloſenverſichrung und der h
Gleichheit des Lohnes und der Arbeitsbedingungen zwiſchen ausländi
ſchen und inländiſchen Arbeitern.

B. Einrichtung einer periodiſchen önkerngllonglen Arbei z
zwiſchen den Vertragsmächten, zu der die Stagaten, die den Vertrag
nicht unterzeichnet haben, Zutritt haben und die Delegierte der Arbeiter
und Unt'rnehmerorganiſationen umſchließt.

Der Zweck dieſer Konferenz ſoll ſein, durch fortſchreitende Verträge
die inferrakionale Arbeilsgeſetzgebung Sie hat aus ſich
h'raus eine Kommiſſion oder einen zu bilden, vor
dem alle ſich erhebenden e zwiſchen rtragsnationen
über di Anwendung des Uebereinkommens zu bringen ſind. Der Tag
des Zuſammentritts dieſer internationalen Konferenz iſt durch den r
densvertrag zu beſtimmen und muß ſpäteſtens innerhalb von ſechs Mo
naten nach ſeiner Unterzeichnung beſtimmt ſein. In dieſer erſten Sitzung
der Konferenz ſind die unter A 2 erwähnten Reformen zu prüfen und
die Orgoniſation und Arbeitsweiſe in jedem der Vertragsſtaaten durch
eine Arbeitsinſpektion zu ſichern. Es wird ein in Ar
beilsbvrean geſchoffen, deſſen Budget von den Vertragsmächten und den
b getretenen Staaten getragen wird. Dieſes Bureau hat ſich

zu
allem mit der Statiſtik, mit ſozialen und techniſchen Erhebungen

Vergleich der Berichte der nationalen Arbeitsinſpektionen
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Die Angelegenheit ThyſſenStines.
Ueber die Verhaftung von Auguſt Thyſſen und einigenandern ſenhcheehſenlhen ropinduſicſellen ſich der zweite

Vorſitzende des Mülheimer Arbeiterrats, Serfort, in einer
öffentlichen Verſammlung u. a. folgendermaßen aus:

Es ſei erwieſen, daß Stinns und alle die Machthaber der da
maligen Ordnung in aller Form dazu überge ſeien, die Be
völkerung an die Entente t verkaufen. Vor allen Dingen, weil ihnen
auch der Arbeiterrat von Mülheim im Wege ſitze, weil dieſer dafür ein
getreten ſei, daß die erſte m Proletariats, der Achtſtunden
tag, in die Tat umgeſetzt wurde. e Ruhe vor dem Sturm habe den
Arbeiter- und Soldatenrat nicht getäuſcht. Ueberall, wo Thyſſen ge
weſen ſei, ſei auch der Arbeiterrat geweſen und ſo habe er denn feſt
ſtellen können, daß am 5. Dezember im „Fürſtenhof“ in Dortmund
eine Konferenz von 33 oder 34 Schwerinduſtriellen getagt habe, in der
eine Materie behandelt wurde, die nach dem Bürgerlichen Geſetzbuch,
überhaupt nach dem allgemein geltenden Recht, als Hochverrat ange
ſehen wurde. Weiter betonte der Referent, daß der noch flüchtige Herr
Hugo Stinnes der eigentliche Urheber des unglücklichen UBoot Krieges
geweſen ſei. Er habe mit Gewalt verhindert, daß ein einigermaßen
annehmbarer Frieden vor dem Ausbruche des Unterſeebootskrieges ab
geſchloſſen worden ſei. Mittlerweile ſei Stinnes auch wieder in Berlin
angemeldet worden. Auch ihn werde das Schickſal erreichen.

Eine neue Vergewaltigung der Preſſe.
In Gevelsberg (Weſtfalen) hat der Arbeiter und Soldatenrat

einen Redakteur der Gevelsberger Zeitung zum Ausſcheiden aus dem
Blatte gezwungen durch die Drohung, daß, wenn nicht ſofort ein Wechſel
in der politiſchen Haltung und Lätung der Gevelsberger Zeitung ein-
treten würde, der Arbeiter und Soldotenrat die Perſon des Redakteurs
für vogelfrei erklären würde. Das Blatt hat beim Volksbeauf-
tragten Scheidemann Einſpruch gegen dieſen Akt der Willkür erhoben.

Politiſche Ueberſicht.
Deutſches Reich.

Aenderung des Wahlgeſetzes für die National
verſammlung.

Der Reichsanzeiger veröffentlicht eine Verordnung zur Abände-
rung der Verordnung über die Wahlen zur verfaſſunggebenden deut
ſchen Nationalverſammlung, wonach die Wahlkreiſe 31 und 32 zu einem
das ganze würtktembergiſche Staotsgebiet und den Regierungsbezirk
Sigme ringen umfaſſenden Wahlkreis vereinigt werden, in dem 17 Ab
geordnete zu wählen ſind.

Das Kabinett und die Kriegsbeſchädigten.
Wie wir hören, hat ſich das Kabinett heute nachmittag mit der Neu

ordnung des Mannſchaftsv e rſorgungsgeſetzes und des
verfahrens beſchäftigt entſprechend den Erklärungen, die der Volks
beauftragte Ebert heute den einziehenden Truppen abgegeben hatte.

Regierung, Vollzugsrat und Vationalverſammlung.
In der heute morgen veröffentlichten Erklärung der Regierung und

des Vollzugsrats heißt es, der Rat der Volksbeauftragten halte un
bedingt daran feſi, daß die durch die Revolution gegbene Verfaſfung
ohne Zuſtimmung des Vollzugsrats der Arbeiter- und Soldatenräte
nicht abgeändert werden könne. Wenn daraus in einigen Zeitungen ge-
folgert worden iſt, daß die Einberufung der Nationalverfammlung von
der Zuſtimmung des Vollzugsrats abhänge, ſo iſt das nicht richtig.Die Nationalverſammlung n on von der Revolutionsverfaſſung ſelbſt

vorgeſehen, und ihre Einberufung erfolgt auf Grund der der Regierun
übertragenen Exekutive. Der Zeitpunkt der Wahl beda
rn We der Reichskonferenz der Arbeiter und

ollzugsrat hat nichts damit zu tun.

lediglich der
tenräte; der

Aenderungen im Auswärtigen Amt.
Nach der Deutſchen Allg. Zeitung ſind wichtige Aenderungen im

Auswärtigen Amt zu verzeichnen. Der langjährige Direktor der Rechts
abteilung des Auswärtigen Amtes, Kriege, ſowie einige der älteren
Räte dieſer Abteilung, ſind zur Dispoſition geſtellt worden oder ausge
chieden. Als Nachfolger Krieges iſt Direktor Simons ernannt wor-
n, der aus dem Reichsjuſtizamt hervorgegangen iſt. Zu ſeiner Unter

ſtützung iſt der bisher im Reichsjuſtizamt und während des Krieges im
Reichswirtſchaftsamt fätig geweſene Geh. Rat von Simſon auser-
ſehen. In die wirtſchaftspolitiſche Abteilung des Auswärtigen Amtes
iſt Profſſor Wiedenfeld- Halle berufen worden. Noch weitere
Perſonalveränderungen ſtehen bevor.

Die preußiſche Regierung und die Gebiets-
lostrennungen.

Die preußiſche Regierung veröffentlicht folgende Bekanntmachung:
Die in verſchiedenen Gegenden des preußiſchen Staates gemachten

Verſuche, Teile von Preußen loszutrennen oder in Preußen eigen
mächtige obrigkeitliche Befugniſſe auszuüben, geben uns Veranlaſſung
darauf hinzuweiſen, doß ſolche Beſtrebungen das Gemeinwohl gefährden
und deshalb mit allen zu Gebote ſtehenden Mitteln bekämpft werden
müſſen. Dies gilt insbeſondere auch für diejenigen Landesteile Preu-
ßens, über deren ſtaatliche Zugehörigkeit erſt durch den Friedensvertrag
Beſtimmung getroffen werden wird. Jm übrigen wird über die künftige
ſtaatsrechtliche Beſtimmung Preußens durch die Nationalverſammlung
entſchieden werden. Sämtliche preußiſche Behörden werden angewieſen,
ſich nach diefer Vorſchrift unweigerlich zu richten und allen dem zuwider
laufenden Uebergriffen uwerzüglich entgegenzuwirken. Auch erwarten
wir in jedem einzelnen Fall ſoſortige telegraphiſche Anzeige.

Berlin, 10. Dezember 1918.
RegieruDie preußiſche unggez. Kirch, Braun, Eugen Ernſt, Adolf Hofmann, Roſenfeld.

Zur Hausſuchung bei der Roten Fahne.
Die Hausſuchung bei der „Roten Fahne“ und beim Spartakusklub

r wie wir n r den e i 7 J Sngewehre ü olen, we ie Spartakusleute ſich bei ihremr r. angeeignet hatten. Die Waffen wurden
indeſſen nicht mehr vorgefunden.

Zu FJoffes Feldzug gegen Haaſe und Barth.
Man iſt ſich hier durchaus unklar darüber, auf welche Anregung

und auf welchen Anlaß hin Joffe ſeine Enthüllungs-Champagne gegen
die Volksbeauftragten Haaſe und Barth eröffnet hat. Man kann nur
vermuten, daß es ſich um den macchiavelliſtiſchen Verſuch handelt, min
deſtens 2 Volksbeauftragte dem deutſchen Volk als Agenken einer aus
ländiſchen Regierung zu denunzieren, die Stabilität der deutſchen Re
gierung in ihrer gegenwärtigen Zuſammenſetzung ernſtlich zu erſchüttern
und dem ſpartakiſtiſchen Tohuwadohu eine Gaſfe zu dahnen.
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Angarn.
Bodenreform in Angarn.

Die Geſetzgebung des Kabinetts Karoly beſchränkt ſich vorläufig aufdie Frage e deren In der geſtrigen Miniſterratsſitzung wurde

von den Sozialiſten der Antrag geſtellt, daß dem Grundbeſitz nach der
En eine Jahresrente gewährt werde, die zweite Generation
ſoll nur die Hälfte der Rente erhalten und die dritte Generation gar
a ichts mehr.

Schweden.
Die letzten Bollwerke der Reaktion fallen!

SK. Die Einführung des allgemeinen, gleichen und geheimen Wahl
rechts für Staat und Gemeinde iſt nunmehr auch in Schweden ge

chert, nachdem Wahlrechtsausſchuß und er ſich geeinigt haben.lle Perſonen über 23 Jahre wählen zu den poliſiſchen Körperſchaften,
über 24 Jahre zu den Gemeindevertretungen und über 27 Jahre zu den
Kreistagen (Landtagen). Die Erſte Kammer wird von den Landtagen
und Gemeindevertretungen der größeren Städte auf acht Jahre gewählt,
die Zweite Kammer direkt vom Volke auf vier Jahre. Die anfangs
ſehr herausfordernden Führer der Rechten, die auf die Vorrechte des
Beſitzes pochlen, haben rechtzeitig klein beigegeben.

Das neue Recht der Dienſtboten.
Die Bekanntmachung der neuen Volksregierung vom 12. Novem

ber 1918 beſtimmt mit Geſetzeskraft: „Die Geſindeordnungen werden
außer Kraft geſetzt.“ Mit dieſem lapidaren Satz wird ein Haufen
alten Gerümpels weggetreten und die Rechtsgleichheit des „Ge-
ſindes“ mit den gewerblichen Arbeitern hergeſtellt. Zunächſt aber
ſozuſagen nur im Prinzip. Die Gewerbeordnung kann mangels
einer entſprechenden Beſtimmung auf die Dienſtboten und Haus
angeſtellten nicht angewendet werden. Jhr Geltungsbereich um-
faßt auch weiterhin nur die gewerblichen Arbeiter.

Da der Geſindevertrag ein Dienſtvertrag iſt, kommen nach der
Beſeitigung der Geſindeordnungen für das Rechtsverhältnis zwiſchen
Dienſtherrſchaft und Dienſtbote die Vorſchriften des Bürgerlichen
Geſetzbuches in 88 611 bis 630 in Anwendung. Ob auch durch den
Erlaß vom 12. November die mit den Geſindeordnungen zuſam-
menhängenden Sondervorſchriften, z. B. die Verordnung wegen
Einführung von Geſindedienſtbüchern vom 20. November 1546,
aufgehoben ſind, iſt noch eine Streitfrage. Nach dem ganzen Geiſt
der Verkündigung vom 12. November muß man das annehmen,
aber da unſere Juriſten in den Gerichten weniger nach dem Sinn
als nach dem Buchſtaben gehen, kann man keine Garantie für den
Ausgang eines Prozeſſes übernehmen.

Welche neuen Beſtimmungen gelten nun für die Dienſtboten
Für die Uebergangszeit iſt bemerkenswert, daß nach S 620 BGBV.
das Dienſtverhältnis mit Ablauf der Zeit endigt, für die es ein-
gegangen iſt. Jſt alſo bei Abſchluß der jetzt noch laufenden Dienſt-
verhältniſſe und Dienſtverträge eine beſtimmte Dauer der Dienſt-
zeit vereinbart worden, ſo iſt dieſe Zeit einzuhalten. Jſt die Dauer
des Dienſtverhältniſſes weder beſtimmt noch aus der Beſchaffen-
heit oder dem Zwecke der Dienſte zu entnehmen oder aus einer
früheren ausdrücklichen Bezugnahme auf die Geſindeordnung feſt
gelegt, ſo kann jeder Teil das Dienſtverhältnis nach den Beſtim
mungen des Bürgerlichen Geſetzbuches kündigen. Hiernach kommt
es darauf an, wie die Vergütung bemeſſen iſt (d. h. ob ein Tages-,
Wochen, Monats oder Jahreslohn feſt geſetzt worden iſt), nicht
wie ſie gezahlt wird. Bei Bemeſſung nach Tagen iſt die Kündigung an
jedem Tag für den folgenden, bei Bemeſſung nach Wochen am erſten
Werktag zum Schluß der Kalenderwoche zuläſſig, während bei Be-
meſſung der Vergütung nach Monaten ſpäteſtens am 15. zum
Schluß des Kalendermonats gekündigt werden muß. Bei Feſtlegung
des Lohnes oder Gehalts nach Vierteljahren oder längeren Zeitab-
ſchnitten iſt die Kündigung nur zum Schluß des Kalenderviertel-
jahrs unter Einhaltung einer ſechswöchigen Kündigungsfriſt mög
lich. Ohne Einhaltung einer Kündigungsfriſt kann das Dienſtver-
hältnis von jedem Teil gekündigt werden, wenn ein „wichtiger
Grund“ vorliegt. Was ein ſolcher iſt, ſagt das Geſetz nicht, die
Rechtſprechung hat hier aber ſchon eine Reihe Grundſätze aufge
ſtellt. So gilt als wichtiger Grund“ Erkrankung, Trunkenheit,

g Vertrauensbruch, mangelhafte Lohnzahlung, grobe Beleidigung oder
Mißhandlung, unſittliches Verhalten uſw.

Jedenfalls ſind die früheren großen Härten gefallen, g. B. die
polizeiliche Zurückführung des vertragsbrüchigen Geſindes und die
Zuläſſigkeit aller möglichen Anrechnungen auf den Lohn, das
Züchtigungsrecht gegen Dienſtboten, die Nichteinklagbarkeit ſelbſt
verſprochener Weihnachtsgeſchenke und das Recht auf ihre Rück-
forderung. Eine endgültige Regelung ſteht noch aus; ſie wird das
allgemeine neue Arbeiterrecht bringen müſſen.

NMachbargebiete.

Eigenmächtigkeiten des Zwickauer Arbeiter
und Soldatenrates.

Aus Zwickau wird bericht't:
Der Arbeiter- und Soldatenrat hatte in der vorigen Woche eine

Bekanntwachung über die Regelung der Ladenverkaufszeit erlaſſen, die
u. a. völlige Sonntensruhe anordnet. Dieſe Bekanntmachung hatie er,
entgegen feiner Zuſage, in die Allgemeinheit betreffenden Fällen ſich mit
dem Bürgerrat ins Einvernehmen zu ſetzen. eigemmächtig erlaſſen. Der
Bürgerrat nimmt nun in einer Am ege in den Tageszeitungen gegen
die Verordnung Stellung und weiſt darauf hin, daß der A. und S. Rat
nur Kontrollinſtanz ſei und keine ſelbſtändige Polizeiverordnungen
laſſen könnte. Solche Bekanntmachungen ſeien „als willkürliche, je-
der rechtlichen Grundlage entbehrerde Maßnahme anzuſehen und für
niemanden verpflichtend“. Da der Ladenſchſuß an den Sonntagen vor
Weihnochten das Erwerbeſeben ſchwer ſchödigt, hat ſich der Bürgerrat
an das Arbeits- und Wirtſchoftsminiſterium um ſofortige Aufhebung
der betir ffenden Verordnung gewandt.

war Bürgerausſchuß ſollte ſich beſchwerdeführend nach Dresden
we

Bautzen. Oberbürgermeiſter Niedner iſt bei der Kreishaupt-
mannſchaft und dem Miniſterium dahin vorſt llig geworden. daß die
Gelder, welche die örtlichen A.- und S.-Räte von den Gemeinden
für Aufwendungen ſordern, aus Stagatsmitteln zu geben ſind Eine
Antwort hierguf ſteht woch aus. Der A.- und S. Rat hat zunöchſt
über 0000 M. liquidiert und kündigt an, daß künftig die wöchentlichen
Aufwendungen etwa 800 M. betragen werden.

Gewerkſchaftliches.
Aus der Vorſtändekonferenz der GSewerkſchaften.

SK. Auch auf der Vorſtändekonferenz der Gewerkſchaften wurde
an den Fehlern und an der Verſchwendung der Arbeiterräte ſcharfe
Kritik geübt. Insbeſondere tadelte Robert Schmidt heftig ihre
ſinnloſen Eingriffe in das Verkehrsweſen und die Nahrungsmittelver-
ſorgung. Verbandsvorſitzender Blum erzählte, daß in Köpenick allein
der öffentliche Sicherheitsdienſt 2000 M. pro Tag erfordert. Das
macht für den Kopf der Bevölkerung allein für den Polizeidienſt eine
jährliche Belaſtung von über 30 M. aus.

Die Debatte endete mit der Annahme der bereits mitgeteilten Re
ſolution die Uebergriffe der Arbeiterräte auf das Gebiet der
Lohn und Arbeitsverhältniſſe. Der Redakteur des Koreſpondenzblattes
der Generalkommiſſion Um breit führte dazu aus, daß man den Ge-
werkſchaften es Dinge zumute, die man ihnen niemals angeſonnen
hätte, ſelbſt nicht in den Zeiten der ſchwärzeſten Reaktion des Köller-
und Dallwigtzkurſes.

Die Konferenz ſtimmte dann einmütig dem Abſchluß der Arbeits-
einſchaft zwiſchen den Gewerkſchaften und den Arbeitgeberverbän-
zu.
Das Zentralarbeiterſekretariat und die ſozialpolitiſche Abteilung

der Generglkommiſſion ſollen eingeſchränkt, dagegen ſoll eine Gewerk

ſchaftskorreſpondenz und eine ſozialpolitiſche Korreſpondenz geſchaffenher Der re Reichstagsabgeordnete Wiſſell tritt aus dere

t deiterfetretariae in die Verwaltung der Generalkommiſ-
on über.

Das Verbot des Ueberttitts von einer Gewerkſchaft zur anderen
beim Wechſel des Berufs, das bei Kriegsbeginn erlaſſen worden war,
wurde wieder aufgehoben, doch ſoll bei den Uebertritten möglichſt tole
rant verfahren werden.

Der Vorſitzende der Generalkommiſſion Legien iſt zum Kon
trolleur des Roten Kreuzes eingeſetzt worden.

Eine Gewerkſchaft der Akademiker.
Jn Freiburg i. B. hat ſich eine Gewerkſchaft der Akade-

miker gebildet, welche die akademiſchen Arbeiter, Männer und
Frauen, in ihren Jntereſſen vertreten und ſchützen ſoll. Die Zu
gehörigkeit zu einer beſtimmten Partei ſoll abenſowenig erforderlich
ſein, wie die Freien Gewerkſchaften ein politiſches Bekenntnis von
ihren Mitgliedern fordern. Die Akademikergewerkſchaft ſoll viel-
mehr wirtſchaftliche Ziele verfolgen, Verbeſſerung der Arbeitsbedin-
gungen, Arbeitslöhne und Gehälter, Arbeitsvermittlung und Ar-
beitsregelung, Ordnung der Anſtellungsbedingungen, Rechtsſchutz,
Unterſtützung in Notlagen und bei Arbeitsloſigkeit. Die Gewerk
ſchaft ſoll dazu beitragen, daß ſich die Akademiker in die neue
ſozialiſtiſche Crdnung als ein nichtbevorrechtetes, aber gleichberech-
tigtes Glied einfügen.

Das Gewerfſchaftskartell Freiburg hat ſich mit der Gründung
dieſer Organiſation einverſtanden erklärt und wird die Aufnahme
dieſes neuen Verbandes bei der Generalkommiſſion der Gewerkſchaf-
ten befürworten. Ferner ſoll die badiſche Regierung um Anerken-
nung der Gewerkſchaft als Verufsvertretung der Akademiker ange
gangen werden.

Ob die Akademiker heute ſchon wirklich aufgeklärt genug ſind,
um ſich in dieſer Weiſe in den Bau des deutſchen Arbeitsſtaates
einzufügen, läßt ſich nicht ohne weiteres ſagen. Jedenfalls aber
wäre eine ſolche Gewerkſchaft viel ernſthafter als die Räte geiſtiger

Arbeiter. eSoziales.
Helfer und Helferinnen,

die im Ausland im Dienſt der Heeresverwaltung ktätig waren
und dort entweder einer Betriebskrankenkaſſe als Mitglied angehörten
oder vertraglich Anſpruch auf Krankenfürforge gegen die Heeresverwal-
tung hatten, können Krankenhilfe in der Heimat in Anſpruch
nehmen, wenn ſie innerhalb drei Wochen nach der Entlaſſung erkran-
ken, ohne inzwiſchen Mitalied einer anderen Krankenkaſſe geworden zu
ſein. Das Kriegsminiſterinm hat die Krankenkaſſen durch Vermittlung
des Reichsverſicherungsamtes gebeten, den Helfern in ihrem jetzigen
Aufevibolisorte Krankenhilfe für Rechnung der zuſtändigen Betriebs-
krankenkaſſe oder der Heeresverwaltung zu verobfolgen, wem ſie ſich
durch ihre Verträge oder ſonſtigen Popiere über ihre Berechtigung aus-
weiſen können. Iſt jhnen dies nicht möglich, dann tun ſie gut, ſich
ſchleunigſt an die Kriegsamtſtelle zu wenden, durch deren Vermittlung
ſie den Dienſt im Ausland angetreten haben, damit ihnen von dort die
nötigen Ausweiſe zugeſtellt werden können.

Zulagen zur Altersrente.
Der in Eingaben an die Reichsbehörden und den Reichstag vielfach

r Einbeziehung der Empfänger einer Altersrente aus
er Jnvalidenverſicherung in den Kreis derjenigen Perſonen,

welchen aus Anlaß der anhaltenden Verteuerung der Lebensheltung
eine Zulege zu ihrer Rente gewährt wird, iſt durch eine Verordnung
om 2. Dezember 1918 entſprochen worden. Vom 1. Januar 1919 an
erhalten danech die Altersrentenempfänger eine monatliche Zulage von
8 Mark zu ihrer Rente. Die Zulage kann in dem einfachen Verfahren,
das für die Gewährung der Zulagen an Empfänger einer Jnvaliden-,
Witwen- oder Witwerrente vorgeſehen iſt, erhoben werden. Die Zu-
lage iſt zunächſt nur für die Zeit bis zum 31. Dezember 1919 in Aus
ſicht genommen.

Aus aller Welt.
Bergarbeiterſtreik im Ruhrrevier.

ODuisburga, 10. Dezember. Von einer Minderheit wurde der Berg-
arbeiterſtreik im Ruhrrevier beſchloſſen. Die Forderung der Arbeiter
beträgt 20 M. Mindeſtlohn für den Tag. Heute ſtreiken 5000 Mann in
Hamborn, Gewerkſchaft „Deutſcher Kaiſer“, Schacht 1, 3 und 4, ſowie in
Meiderich-Weſtende. Streikpoſten verhindern die Einfahrt. Andere
Jechen arbeiten.

Bekanntmachung.
Jn Ergänzung unſerer Bekanntmachung vom 31. Oktober 1918

werden die Kleinhandelsverkaufspreiſe für Kandis und zwar:
a) für weißen und farbigen Faden-Kandis auf 84 Pf., und5 für weißen und farbigen fadenloſen Kandis auf 65 Pf.

für das Pfund feſtgeſegzt. Jm übrigen verbleibt es bei unſerer
Bekanntmachung vom 5. November 1917.

Halle, den 10. Dezember 1918. Der Magiſtrat.

Bekanntmachung.
Die Räude unter dem Pferdebeſtande des Fleiſchermeiſters

Oskar Großklaus hier, Fleiſcherſtraße 12, iſt erloſchen. Die Sperr
anordnungen ſind aufgehoben worden.

Halle, den 7. Dezember 1918. J
Die Polizeiverwaltung.

m

Bekanntmachung.
Preiſe für Kürbiſſe nach Senfgurkenart,

Die Reichsſtelle für Gemüſe und Obſt hat für Kürbiſſe nach
Senfgurkenart, von denen kleine Mengen hergeſtellt und nunmehr
freigegeben worden ſind, folgende Preiſe feſtgeſetzt:

Erzeuger-Höchſtpreis 80 M. je Ztr., frei Verladeſtation,
Großhandels-Höchſtpreis 88 M. einſchließlich Verpackung,
Kleinhandels-Höchſtpreis 1.10 M. je Pfund.

Halle, den 11. Dezember 1918. Der Magiſtrat.

Bekanntmachung.
Die Jnhaber von Apotheken und Drogengeſchäften werden

hierdurch aufgefordert, am Donnerstag, dem 12. Dezember 1918,
vormittags von 8--12 Uhr im Stadternährungsamt, Markt-
platz 22, II. Obergeſchoß, Zimmer 9, die Bezugoſcheine für Sacha
rin in Empfang zu nehmen.

Ein Ausweis iſt mitzubringen.
Halle, den 11. Dezember 1918.

Ausſchreibung.
Die Erdarbeiten zur Anlage des Heide-Wegs, von der Wein

bergsbrücke bis 200 m nördlich der Kohlenbahn (etwa 20000 ebm
Abtragsmaſſe), ſoll im Wege der Wettbewerbung vergeben werden.

Angebote ſind bis
Sonnabend, den 14. Dezember, vormittags 16 Uhr,

im Magiſtrats-Bureau l, Zimmer Nr. 23 des Wagegebäudes ein
zureichen, woſelbſt die Bedingungen nebſt Zeichnungen ausliegen
und auch die Verdingungsanſchläge entnommen werden können.

Halle, den 9. Dezember 1018.

Der Magiſtrat.

L
Städtiſches Tiefbanamt,

c

a v a
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Große Ulrichstr. 50

Bekanntmachung
Hetr. die Aufſtellung der Wähierliſten für die Rationalverſammlung.

Zur Aufſtellung der Wählerliſten für die Wahlen zur National-
erſammlung iſt eine Perſonenbeſtandsaufnahme erforderlich, die
rch Eintragung der auf Grund der neuen Lorſchriften wahl-

berechtigten Perſonen in Kartenblätter durchgeführt werden ſoll.
Dieſe Karten werden demnächſt ſämtlichen Hausbeſitzern oder deren
BVertretern übergeben werden. Die Karten ſind an die Haushal-
tungsvorſtände zur Ausfüllung weiter zu geben und ſpäteſtens am
folgenden Tage wieder einzuſammeln. Am dritten Tage nach der

Verteilung werden die Kartenblätter von den Polizeiorganen wieder
abgeholt.

Die Kartenblätter ſind nur in den Rubriken Name, Stand
oder Gewerbe, Alter, Geburtsort, Wohnung (Straße, Nummer)
auszufüllen

1. für alle zum Haushalt gehörigen männlichen Perſonen im
Alter von 19--24 Jahren, und zwar auch dann, wenn ſie
zur Zeit als Soldaten noch abweſend ſind,

2. für alle zum Haushalt gehörigen weiblichen Perſonen über
19 Jahre.

Für jede Perſon iſt ein beſonderes Kartenblatt zu benutzen.
Senaue und leſerliche Ausfüllung der einzelnen Rubriken der
Karten liegt im Jntereſſe jedes Einzelnen.

Bemerkt wird, daß für alle männlichen Perſonen über 24 Jahre
bereits Kartenblätter beſtehen.

Da die Aufſtellung der Wählerliſten in kürzeſter Zeit möglichſt
vollſtändig geſchehen muß, wenden wir uns hiermit an alle Haus
beſiter, deren Stellvertreter und an die Einwohner Halles mit
der dringenden Bitte, uns ſchnelle, entgegenkommende Mithilfe bei
der umfangreichen Arbeit zu gewähren. Die zuverläſſige Vorbe-
reitung der Wahlen zur Nationalverſammlung liegt im vater-
ländiſchen Jntereſſe.

Halle, den 5. Dezember 1918.

Bekanntmachung
Vom 8. Dezember an iſt die Bezugsſcheinpflicht für folgende Waren

auſgehoben:
Strümpfe, Socken und Stutzen.
Kopfſchützer, Bruſtſchützer, Kniewärmer, Leibbinden, Halsbinden,

geſtrickte Schals, Pulswörmer.
Schwitzer (Sweater) jeder Art, geſtrickte, gewirkt oder gehäkelte

Damenweſten, gewirkte Korſettſchoner und Untertaillen. (Trikothemden
und ejacken ſind bezugsſcheinpflichtig).

Bruſthalter, Büſtenformer, Miedergürtel, Geradehalter und ähn
liche Gegenftände.

Matratzen, fertiggefüllte Jnlekts.

Der Magiſtrat.

Abgepaßte Kopftücher, Schals und Umſchlagetücher, Reiſe und
Schla'decken, Decken für Tiere.

Die als „Reichsware“ für die minderbemiltelte Bevölkerung der
Stadt Halle zugewieſenen Strümpfe und Socken dürfen zwar ohne Be
zugsſchein, aber nur gegen Berechtigungsſchein des Magiſtrats abge
geben werden. Die Scheine ſind im Stadternährungsamt, Zimmer 29,
zu haben. Lebensmittelſchein iſt vorzulegen.

Halle, den 10. Dezember 1918. Der Magyfſſtrak.

Städtiſcher Vahrungsmittelverkauf.
Friſche Aepfel. Donnerstag, vormittags 8--12 Uhr: auf Lebens-

mittelſcheine Nr. 51501--853000, nachmittags von 1--4 Uhr:
Nr. 53001--54 000 in der Martinſtraße 11, vormittags von
8--12 Uhr: Nr. 54 001--56500, nachmittags von 1--4 Uhr:
Nr. 56501--58 000 in der Leipziger Straße 5, vormittags
8--12 Uhr: Nr. 58001--60500, nachmittags von 1-4 Uhr:
Nr. 60501--62000 in der Königſtraße 5. Der Abſchnitt 248
des Warenbezugsſcheins 18 iſt abzugeben. Jede Perſon

Pfd. Pfundpreis 1.30 Mark.
Eier. Donnerstag, vormittags von 8--12 Uhr: Nr. 38001-30500,

nachmittags von 2--6Uhr: Nr. 39501--42000 der Lebensmittel-
ſcheine in der Talamtſchule. Jede Perſon ein Ei für 42 Pf.
Die Eier ſind nicht zum Kochen in der Schale. Umtauſch
innerhalb drei Tagen.

Werſeburg!
Donnerstag, den 12. Dey., abends 7/. Uhr

Große öffentliche

Frauen-berſammlung!
im Keſtaurant zur Funkenburg.

Tagesordnung:
1. Frauenwahlrecht, Sozialdemokratie und

Rationalverſammlung. Referent: Richard
Krüger, Merſeburg.

2. Freie Ausſprache.
An alle weiblichen Einwohner von Merſeburg er-

eht die höfliche Bitte, für recht zahlreichen Beſuch derDerſammlurg zu ſorgen. r und Mädchen, zeigt
durch rege Agitation, daß Jhr politiſch reif ſeid, Eure
Geſchicke ſelbſt in die Hand zu nehmen.
kein Mädchen darf fehlen.

Auf zur Verſammlung
Der Arbeiterrat Merſeburg.

J. A. H. Thieme.

wollen.

Keine Frau,
1809

M
finden dauernde Beschäftigung.

Grube Pauline
im Dörstewitz.

Arbeit und Vrot.

Voltswillen aufvaut.

ühbernommenen Pflichten,

Aufruf
zugunſten einer baldigen Einberufung der Katfonalverſammlung.

Von
Emil Abderhalden und Max Deutschbeitnm.

Das deutſche Volk verlangt in allen ſeinen Schichten dringend nach Frieden,
Arbeit und Brot hängen ganz vom Friedensſchluſſe ab.

Nachrichten aus dem Auslande weiſen darauf hin, daß die Jmperialiſten Englands,
Jtaliens und ganz beſonders Frankreichs uns einen Gewaltfrieden aufzwingen

Wilſon iſt ohne Zweifel für einen Rechtsfrieden.
Entente untergräbt jedoch mehr und mehr ſeine ganze Stellung und Autorität.
Wilſons Arbeit für einen Rechtsfrieden wird von unſerer Seite außerordentlich
erſchwert, wenn Deutſchland nicht eine Regierung hat, die ſich auf dem geſamten

Wird der Zuſammentritt der Nationalverſammlnng
verzögert, ſo werden jene Eutenterkreiſe unterſtützt, die Wilſons Grund-
lagen für einen Rechtsfrieden mit Macht zu erſchüttern ſich beſtreben. Von
der Stärke und Geſchicklichkeit dieſes Treibens haben die wenigſten von uns eine
Ahnung. Von größter Bedeutung iſt auch die Tatſache, daß die Stellung Wilſons
in Amerika in der letzten Zeit entſchieden weniger gefeſtigt iſt als früher.
newaltiger Jrrtum iſt es, zu glauben daßz in den Ententeländern eine Revolution
drohe und dann auf dieſer Grundlage ein Rechtsfrieden zuſtande komme. Man ſollte
wahrlich durch den Ausgang des Krieges gelernt haben, wie gefährlich es iſt, das
deutſche Volk mit falſchen Hoffnungen hinzuhalten.
die Ausſicht, daß ſich die Arbeiterſchaft der politiſchen Gewalt bemächtigen könnte,
gleich null. Jn England iſt die Arbeiterbewegung
in der Hauptſache wirtſchaftliche Ziele. Die ſtarke
iſt ohne Zweiſel nicht in ber Hauptſache als Abwehr gegen das Wiederausbrechen

S kriegeriſcher Handlungen gedacht, ſie ſoll vielmehr als ſtarker Schutzwall gegen
das Uebergreifen von Unruhen nach den Ententeländern dienen. Auch die neutralen

Länder ſchließen ſich aus dem gleichen Grunde immer feſter gegen Deutſchland ab.

roß, aber nicht einig

offnun

Rehmen wir mannhaft das ungehener ſchwere Los des Zwſammen-
küruchs auf uns, ſtellen wir uns auf den Boden der Tatſachen und unter
laſſen wir das ewige Klagen gegen die ſo außerordentlich ſchweren e 7S Waſſenftillſtandobedingun wer t die e e e ee mögen ſo hart ſein als ſie wollen, und ſetzen

S wir nuſere ganze Kraft dafür ein, daß möglichſt bald durch das geſamte Volte e II
eine Regierung Nationalverſammlutig gewählt wird, in der der Volks S e.wille klar und beſtimmt zum Ausdruck kommt. Nur ſo wird es möglich ſein, D

zu einem erträglichen Frieden zu gelangen. Jm jetzigen Zuſtande ebdnen wir unſeren
Gegnern den Weg zu unſerer Unterdrückung und geben wir ihnen fortwährend

Handhaben zur Hinausſchiebung des Friedensſchluſſes.

Die Propaganda der

Jn Amerika und Frankreich iſt

ſetzung von deutſchem Gebiet

auf eine
olkes zu

Professor Dr. med. Sowatſe
Facharzt für Haut-, Harn- und Geschlechtslelden

hat seine Praxis in Halle a. S., Kronprinzen-
straße 30, wieder aufgenommen.

Sprechzeit: Wochentags 121 und 3-5 Uhr.

1805

Fernruf 2770. [1792

Alle JIch habe mich hier als Arzt
niedergelassen.

Sprechzeit 7, 21 31 Uhr.
Anmeldungen für Hausbesuche möglichst von 79

und 2-4 Uhr.
Dr. med. Hermann Ulrich

Kalserplatz 14. Fernruf 5497. l1726

Ein S
ſtehende m freier Aussprahe.

6. Volksabend S
Mittroch, 11. Derember, St Uhr abends

in den ThaliasZlen. [1802
Eingeleitet durch einen Vortrag des Herrn Rektor

H. Haase über:

„ODlie Einheitsschule.“
S Der Zutritt ist für jedermann frei.

und hat

e

Rach einer Verfügung des Reichs
e eamtes vom 13. 11. 18 kann nun
mehr

Obergeschoß. y1800
Ausstellung von Möbeln

für Küchen, Schlafzimmer
und Wohnräume.

Besichügung und Annahme von Kaufanträgen

daselbst täglich von 9 dis 3 Uhr

Hallesche Fürsorgestelle für
Wohnungseinrichtungen 6. m. b. H.

die deutſche Revolution

Nichts kann dem deutſchen Volke gefährlicher werden, als mit der H
Revolution in den Ententeländern die ganze Zukunft des deutſchen

5 9 S unterxgraben.

für Abraumbetrieb

finden dauernde Beschäftiqung.

Elektrowerk A.G.
Grube Golpa. Post Zschornewitz, Bezirk Halle.

Bahnstation Burgkemnitz.

Des Volkes Sieg und Zukunft
von

Erich Kuttner
Redakteur des Vorwärts

Preis 25 Pf.

ch

Dorrätig in der Buchhandlung der volksſtimme

Wahlleiter geſucht.
Parteigenoſſe mit längerer Tätigkeit in der Arbeiter

bewegung wird für Halle und den Saalkreis als Leiterder Wayl für die Nationalverſammlung geſucht. Redne-

riſche Befähigung erwünſcht. Antritt ſofort. Dauernde
Stellung als Parteiſekretär in Ausſicht. Bewerbungen
mit Angabe der Gehaltsforderung bis 15. Dezember zu
richten an den

e

N. Fuchs

9

m

T s Teer
ohne Be ſchränkung an Handwerker,
Bedachungsgeſchäfte und pr. vate
Verbraucher, ſowie zu Straßen u.
Schiffsteerungen u. ſonſtigen Au-
ſtreichzwecken abgegeben werden.

Halle, den 19. 11. 1918. [1724
Die Verwaltung

der ſtädt. Gas u. Waſſerwerke

e
e S
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e
w nRochhistenVerhau

wochentags von 10 bis 12 Uhr

Rathausſtraße 17 I.
haus wirtſchaftliche Beratungsſtelle

We 55 t
öbel

c

kmnrkhtuganzen Kohmnu

r

Schöne Sclattimmor, Bettsteben
u

Teilzahlung nun
Kredit auch nach aus wüärts.

Möhbel-

dw

Empfehle mein großes
Lager in 3 Etagen in

[1270

z Ausstattungs-Geschäft,

Halle a. S., Gr. Ulrichstr. 58, I. Etage.

des halleſchen Frauenbundes.

Das Stopfen der Kochkiſten wird un
entgeltlich gezeigt.

t

du
Donnerstag, 12. Dezember

Anfang 7 Uhr. Ende 10,45 Uhr

Lohengrin.
Oper von Wagner.

Freitag: Familie Schiemek.

v Sehmiedelehrling

Schöne, Lindenſtr. 49.

Privatschule
für Malen u. gewerhbl.
Zeichnen für Damen u.

Herren. „[isos
Ausbildung für technischen

Bureaudienst.
Nächster Kursus beginnt

am 8. Januar 1919.
Anmeldungen täglich

Steinweg 17, III.

Sozial demokratiſchen Verein für Halle
und den Saalkreis.

Ad. Thiele, Bernhardyſtraße 68.
Arboiter, adonniert auf Cid Volksfimmne

S Z77

c

An enke unſere Jnſerenten re

rer r r rer rer e ern h

die Gleichheit-

lorigläsmahretilhe frauenrditung

eingetroffen.
duchnangung Volksstimme

Hahle, Gr. Ulrichstraße 27
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Schuhe
und Stiefel

werden beſohlt und repa

riert 900Burgſtraße 48, p. r.

c

Nr. 2

Gege
Von vie

ewerordnun
gegenwärtige
Hieſe Auffa
weit ſie nich
ſtehen noch.
zffentlichen

gehalten wer

loſigkeit und
doher angew
Vorſchriften

bringen.

Kil

Der
hin

Jn der
ausnahmsw
zu ein An
einer „R
Schumacher
Revolution
die Soldate
beitern beſt
Beilicke die
habe, die
weiter aus
ſtellers, der
eungsſozial
berechtigt ſ
wismus als
rufe, wie:
brachte, löſt
pon einer
und verurte
teien bekäm

der linken
dagegen Fr
daß der So
Ordnung z
hochzuhalter
der Debatte
der rein m

e Fen, dami
Ruhe und
Spartakusg
Auch ander
EbertHaaſe
der Antrag
Anſicht der
datenrat en
wiſſen, daß
Schumacher
Stimmen n
Soldatenrat
der jetzigen

ämpfen.
riffen, n

ilian nach
früheren
und bekämt
müſſen, „D
geigt, wie m
aber den He
Schluſfſe kor

8] Erzä
Bis b

gewordene:
wußt ſein.
wollte ihm
beſſerer B
Mädchens
geweſen w
helfen
Michel be
„Biſcht all
der Gret
bloße Gebi
konnte. S
ruhig, abe
durchblicker

Mir fehlt
war im e
Bedeutung
blieb ihm
ſie ihn eic
der Verſtir
was in ihr
habe, und
gautmütigei

wöllt (ge
en guten

wußte, wie
Er konnte
dieſe Mög
reden zu
raſchung, d
ein Wort l
der Verwit
drohte, na
zigen Mitt
trogigem



W

Beilage zur Volksſtimme
Nr. 287.

T

Halle, Mittwoch den 11. Dezember 1918. 2. Jahrgang.

Halle und Saalkreis.
Halle, 11. Dezember 1918.

Gegen Geſetzloſigkeit und Willkür.
Von vielen Leuten werden jetzt die früher erlaſſenen Geſetze, Poli-

zewerordnungen uſw. in der Annahme nicht mehr befolgt, daß durch die
gegenwärtigen Verhältniſſe dieſe Vorſchriften außer Kraft geſetzt ſeien.
Hieſe Auffaſſung iſt irrig. Alle alten Geſetze und Verordnungen, ſo
weit ſie nicht ausdrücklich von zuſtändiger Stelle aufgehoben ſind, be

noch. Es muß gerade in der jetzigen Zeit im Intereſſe der
Zffentlichen Ordnung, Ruhe und Sicherheit mit allem Nachdruck darauf
gehalten werden, daß die Geſetze uſw. beachtet werden und nicht Geſetz
loſigkeit und Willkür einreißen. Die polizeilichen Sicherheitsorgane ſind
daher angewieſen worden, gegen alle Perſonen, die ſich gegen beſtehende
Vorſchriften und Geſetze vergehen, einzuſchreiten und ſie zur Anzeige zu

n.hunge Der Arbeiter und Soldalenrat.
Für den Vollzugsausſchuß:

Kilian. Reiwand. Gruner. Beilicke.

Der Soldatenrat Halle geſchloſſen
hinter der jetzigen Regierung.

Jn der letzten Sitzung des Soldatenrates zu Halle kam es
ausnahmsweiſe einmal zu einer politiſchen Auseinanderſetzung, wo-
zu ein Antrag des Kameraden Schumacher auf Bildung
einer „Roten Garde“ in Halle den Anlaß bot. Kamerad
Schumacher begründete ſeinen Antrag damit, daß die. Ziele der
Revolution geſichert ſein müßten und daß es deshalb notwendig ſei,
die Soldatenmacht zur Seite zu haben, die aus organiſierten Ar-
beitern beſtände. Jm Namen der Vorſtandes gab aber Kamerad
Beilicke die Erklärung ab, daß man hier die Sicherheitskompagnie
habe, die allen Anforderungen genügen würde, zumal ſie noch
weiter ausgebaut werden ſolle. Die Ausführungen des Antrag-
ſtellers, der ſich in weiteren Ausführungen ſcharf gegen die Regie-
eungsſogialiſten ausſprach, die Forderungen der Unabhängigen als
berechtigt ſehr ſtark unterſtrich, die Vorwürfe gegen den Bolſche
wismus als unberechtigt zurückwies, was ihm verſchiedene Zwiſchen
rufe, wie: „Jn Rußland herrſcht Hunger!“, „Kirchhofsruhe!“ ein-
brachte, löſten eine ganze Anzahl von Gegenreden aus. So wurde
von einer Seite u. a. geſagt: Wir ſtehen feſt hinter der Regierung
und verurteilen es ganz entſchieden, daß ſich zwei ſozialiſtiſche Par
teien bekämpfen. Es iſt bedauerlich, daß eine ſolche Bewegung von
der linken radikalen Seite kommt und wir werden ganz energiſch
dagegen Front machen. Von anderer Seite wurde erneut betont,
daß der Soldatenrat ſeine Hauptaufgabe darin ſehe, für Ruhe und
Ordnung zu ſorgen und das ſozialiſtiſche Programm der Regierung
hochzuhalten. Von dritter Seite wurde, als ein Antrag auf Schluß
der Debatte eingegangen, bemerkt, man ſolle einmal, nachdem aus
der rein militäriſchen Frage ſich im Laufe der Ausſprache eine
politiſche Frage entwickelt „habe eine gründliche Beſprechung zu-
laſſen, damit die Bürgerſchaft wiſſe, daß der Soldatenrat Halle für
Ruhe und Ordnung ſei. Nur einige Elemente agitierten für die
Spartakusgruppe, fanden im Soldatenrat aber dafür keinen Boden.
Auch andere Redner betonten ſehr kräftig, hinter der Regierung
EbertHaaſe Scheidemann zu ſtellen. Der Vorſitzende bezweifelt, daß
der Antrag und die Ausführungen des Kameraden Schumacher die
Anſicht der Kompagnie, die ihn als Vertrauensmann in den Sol
datenrat entſandt, darſtellen. Wer aber hier etwas vorbringe, müſſe
wiſſen, daß er darin auch die Kompagnie hinter ſich habe. Kamerad
Schumacher zieht dann ſeinen Antrag zurück. Mit allen gegen zwei
Stimmen wird aber eine Reſolution angenommen, in welcher der
Soldatenrat zu Halle erklärt, unwandelbar hinter dem Programmder jetzigen Regierung zu ſtehen und jeden Verſuch, die Regierung

waltſam zu ſtürzen, eventuell mit Waffengewalt niederzu-Kmpfen Sehr ſcharf wurde dann noch Kamerad Schumacher an-

riffen, weil er angeblich vor einigen Tagen mit dem Redakteur
ilian nach Naumburg gereiſt und dort in einer Verſammlung den

früheren Reichstagsabgeordneten Thiele gegenübergetreten iſt
und bekämpft hat. Der Zwiſchenruf, den er dort habe anhören
müſſen, „Du gehörſt wohl zur Spartakusgruppe!“ hätten ihm ge-
geigt, wie man über ſeine Ausführungen gedacht hat. Er habe damit
aber den Halliſchen Soldatenrat diskretiert, weil man leicht zu dem
Schluſſe komme, im hieſigen Soldatenrat huldige man ſolchen An-

Ende gut, alles gut.
8] Erzählung aus dem Ries von Melchior Meyr.

Bis hierher war's gut gegangen, trotz der notwendig
gewordenen Aenderung, und Michel konnte ſich deſſen be
wußt ſein. Aber nun war eine neue Rede nötig, und nichts
wollte ihm einfallen. Es entſtand eine längere Pauſe. Ein
beſſerer Beobachter als Michel hätte an dem Geſicht des
Mädchens wahrnehmen können, daß ſie gar wohk imſtande
eweſen wäre zu reden und dem Burſchen aus der Not zu
lfen daß ſie aber aus irgendeinem Grunde nicht wollte!

Michel beſann ſich, und ein neuer Einfall kam. Er ſagte:
„Biſcht allweil g'ſond und wollauf?“ Dieſe Froge ſchien
der Gret ſo kurios hinterdrein zu hinken und ſo ſehr eine
bloße Geburt der Not, daß ſie mit Mühe das Lachen halten
konnte. Sie nahm ſich indes zuſammen und erwiderte
ruhig, aber nicht ohne eine gewiſſe ſchelmiſche Heiterkeit
durchblicken zu laſſen: „Dank der Nochfrog (Nachfrage)!
Mir fehlt gottlob nex!“ Michel, wie uns bekannt iſt,
war im eigentlichen Sin weder dumm noch blind. Die
Bedeutung dieſes Vergnügens auf dem Geſicht der Gret
blieb ihm nicht ganz verborgen; er hatte eine Ahnung daß
ſie ihn eigentlich auslache, und ſchwieg, indem eine Wolke
der Verſtimmung ſeine Züge beſchattete. Die Gret erkannte,
was in ihm vorging, ſie fühlte, daß ſie etwas gut zu machen
habe, und einen Schritt vortretend, ſagte ſie zugleich mit
gutmütigem und ſchlauem Lächeln: „Hoſt vielleicht ſo'ſt ebbes
'wöllt (gewollt)?“ Dieſe Frage fiel wie eine Bombe auf
en guten Michel. Es war klar: er hatte ſich verraten; ſie

wußte, wie's ihm ums Herz war, und forderte ihn heraus!
Er konnte er ſollte reden da war kein Zweifel! Aber
dieſe Möglichkeit, reden zu können, und dieſe Nötigung,
reden zu ſollen, traf ihn mit ſolchen Schrecken der Ueber-
raſchung, daß er daſtand wie vom Donner gerührt und nicht
ein Wort hätte vorbringen können um die ganze Welt! Jn
der Verwirrung, die ihn überkam und ihn zu übermannen
drohte, nahm er inſtinktmäßig ſeine Zuflucht zu dem ein
en Mittel, das ihm noch übrigblieb zur Grobheit! Mit

digem Geſicht und wie beleidigt rief er endlich: „Was
md
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ſchauungen. Es wäre nötig geweſen, daß Kamerad Schumacher
keinen Zweifel darüber gelaſſen, daß er nicht die Anſchauung des
Soldatenrates Halle, ſondern ſeine eigene Anſicht zum Ausdruck
gebracht habe. Es wurde darauf ein Antrag angenommen, daß,
wenn ein Soldatenratsmitglied in einer Verſammlung redet, dieſer
klar zum Ausdruck bringt, daß er nicht im Auftrage des Soldaten
rates ſpricht. Der Soldatenrat wählte weiter in der Sitzung an
Stelle Adamſki den Kameraden Adler in den Vorſtand, ſowie in den
Siebener-Ausſchuß des Soldatenrats des 4. Armeekorps. Als dritter
Delegierter der Garniſon Halle zum Soldatenrat des 4. Armeekorps
wurde Kamerad Schwarz gewählt.

Sämtliche Marineangehörigen, die zur Zeit ſich nicht in feſter
Stellung befinden, einſchließlich der nach hier beurlaubten aktiven
Jahrgänge, melden ſich am Donnerstag, dem 12. Dezember 1918
vormittags im Wettiner Hof.

Die Marineabteilung der Sicherheitskompagnie Halle.
Halle a. S., den 10. Dezember 1918.

Der Soldatenrat, Militärkommiſſion.
gez. Ferchland.

Warnung vor Mißbrauch! Die Legitamationskarte Nr. 58
eines Mitgliedes des Soldatenrates Halle und eine Straßenbahn-
freikarte Nr. 231 ſind abhanden gekommen. Vor Mißbrauch wird
gewarnt. Der Soldatenrat Halle.

Beſfimmungen über Kraftwagen und Kraftwagenbereifung vom
28. November 1918. 1. Die Beſchlagnahme für Kraftwagenbereifung
wird vorerſt aufrechterhalten. 2. Die Freigabe der Kraftwagen und
Kraftradbereifung in Deutſchland mit Ausnahme von Bayern findet
wie bisher durch Takraft Gruppe Bg. 2 ſtatt. Alle Freigabeanträge
ſind in der bisher üblichen Form einzureichen. Es wird empfohlen,
ſämtliche Anträge durch die zuſtändigen Kriegsämter mit deren Stel
lungnahme einzureichen. 3. Die Ausgabe der Bereifung erfolgt zu-
nächſt wie bisher durch die G. V. K. und die Kraftfahrzeug-Erſatz-Parks,
bis die Zuſtändigkeit der Kriegsverwertungs- Geſellſchaft endgültig ge
regelt iſt. 4. Die Freigaben haben nach folgender Dringlichkeitsliſte zu
erſolgen: a) für Aerzte und Tierärzte, in erſter Linie mit Landpraxis
ſowie für Feuerwehren; b) für Behörden, Betriebe und Einzelperſonen,
ſoweit die Volksernährung und die Durchführung der Demobiliſation
die Benutzung von Kraftfahrzeugen dringend erforderlich erſcheinen laſ-
ſen; c) für Poſtbetriebe, Elektrizitätswerke, Bergwerke und ähnliche
dem Gemeinwohl dienende Betriebe; d) für Kraftdroſchken des öffent-
lichen Verkehrs; e) für gewerbliche und landwirtſchaftliche Betriebe, ſo
fern die Bereifung eines Kraftwagens zur Aufrechterhaltung des Be
triebes unbedingt erforderlich iſt.

Vorlkräge des Bundes zur Erhaltung und Mehrung der deut-
ſchen Volkskraft. Donnerstag, den 12. Dezember, abends 85 Uhr,
ſpricht im Auditorium maximum der Univerſität Herr Geh Rat Prof.
Dr. Kern über das alte und das neue Griechenland. Der Vortragende
iſt nicht nur einer unſerer beſten Kenner des griechiſchen Altertums über
haupt, er hat ſich zugleich auf ſeinen Reiſen mit offenen Augen in das
Leben des heutigen Griechenlands vertieft. So wird der Vortrag eine
ſehr wertvolle Bereicherung unſerer Kenntnis des Hellenentums brin-
gen. Mit dieſem Vortrag ſchließt die erſte Reihe der Bundesvorträge
im Winterfemeſter 1918/19. Der zweite Teil wird durch Herrn Prof.
Dr. Hahne Donnerstag, den 9. Januar, eröffnet. Er ſpricht an dieſem
Tage und ferner am Freitag, dem 17. Januar, über „Das neue Pro-
vinzialmuſeum in Halle“ (mit Lichtbildern). Am 24. Januar ſpricht
Geh. Rat Prof. Dr. Ziehen über „Einzelſuggeſtion und Maſſenſugge-
ſtion“. Dann folgt am 31. Januar ein Vortrag über „Lebenswerte“
von Prof. Dr. Menzer. Donnerstag, den 6. Februar, ſpricht Herr
Prof. Dr. Friſcheiſen-Köhler über „Friedrich Nietzſche“, Freitag, den
14. Februar, Herr Stadtarzt Dr. Strauch über „Das Alter“, und Frei-
tog, den 21. Februar, Herr Regierungsbaumeiſter Kallmeyer, Lektor
der Univerſität, über „Der Gartenſtodtgedanke und die Behebung der
Wohnungsnot“. An den nun folgenden Freitagen ſprechen: Prof. Dr.
Grund über „IJnnere Organe und Nervenſyſtem in ihren Wechſelbezie
hungen“, Direktor Sachſe, Lektor dere Univerſität, über „Der Werde-
gang einer Theateraufführung“. Herr Architekt G. Wolff über „Bau-
künſtleriſche Aufgaben der Zukunſt“, Herr Privatdozent Dr. Grote über
„Veranlagung und Ver'erbung innerer Krankheiten“, Herr Prof. Dr.
Pfeifer über „Die Störungen der Hirnfunktionen durch Schußverletzun-
gen und deren BVehendlung in Sonderlazaretten“ (mit Lichtbildern).
Für die Mitglieder des Bundes koſten alle 12 Vorträge 4 M. und der
einzelne Vortrag 50 Pf. Nichtmitglieder bezahlen 5 M. bzw. 60 Pf.
Die Vorträge finden im Auditorium maximum der Univerſität ſtatt,
und zwar abends 814 Uhr. Da in die'em Saal nur eine beſchränkte
Anzahl von Plötzen vorhanden iſt iſt es ratſam, ſich rechtzeitig mit
Karten zu verſehen.

Beſchaffung von einheimiſchen Arbeitskräften für dringende Feld
und Winkerarbeilen. Der Arbeitsausſchuß für Landwirtſchaft beim Ar-

ſott (ſollte) i denn wölla'? J wißt net was! Godda' lage zum Refelktieren hatte.
Morga'!“

Und mit ſtarken Schritetn ging er ſeines Weges.
Die Gret ſah ihm nach und lachte nicht laut da-

für aber, wie man zu ſagen pflegt, mit dem ganzen
Geſicht. Als er hinter dem Nachbarhaus verſchwunden war,
ſagte ſie zu ſich ſelber: „Jetz ſo o'g'ſchickt hätt i mer'n doch
net vorg'ſtellt! J ſig ſcho' doh mueß i mi der Sach
ſelber a'nemma', wann ebbes draus weara' ſoll!“

Michel ging nach Hauſe. Der Unwille, zu dem er ge-
kommen war, er wußte ſelber nicht wie, verging, eine dumpfe
Ruhe trat an ſeine Stelle. Jn dieſer Ruhe erhielt er bald
eine deutliche Anſchauung von der Art ſeines Betragens
eine gelinde Verzweiflung fiel ihn an und brachte ſein Blut
aufs neue in eine ſchlimme Gärung. Er entlaſtete ſein Herz
in unartikulierten Lauten; dann, die Einſamkeit ſeines
Stadeltennens aufſuchend, bildete er beſtimmte Gedanken
und konnte nicht umhin, ihnen Worte zu geben. „Alſo
widder nex,“ rief er „widder a Dommheit! Jſch denn
net grad, als wann's verhert wär'? W'rom ka'n e denn
ietz net reda', wann e vor dem Ohs (Aags) dohſtand? W'rom
got's mit m'r em Reng rom, als wann e g'ſuffa (betrunken)
wär'? Der Deufel mueß g'macht haba'!“ Er ſtöhnte vor
Verdruß und ſtampfte den Boden, daß es ſchallte. Nach
einer Weile fuhr er fort: „Hoſt ſo'ſt ebbes g'wöllt hot's
me g'fragt. Des iſt doch offa'bar, daß g'wöllt hot, i ſoll
d's Maul aufdoa'! W'rom hab' e den ietz net g'redt?
Hätt' e net ſaga' könna': Mädle, du g'fällſt mer, i will de
heiricha' (heiraten) willſt me? oder ſo'ſt ebbes! No
(nachher) hätt's reda' müeſſa', ja oder noe, ond i wihßt ietz,
wie e dra' ben! Aber ſo ſtand e doh wie a'n Ochs, der mit
'm Beil oes naufkriegt hot aufs Hihra' (Hirn, Stirn), und
nocht mach e a G'ſicht ond due an ſe na', als ob's m'r ebbes
do' (getan) hätt'! Die wurd ſe 'n ſchöna' Begriff macha'
von mir! Die hält we doch g'wihß für da' dommſta'n ond
o'g'hobelſta' Menſcha'n em ganza' Ries! Ond wann's me
vorhear oh g'möcht häött', iet;z mag's me g'wihß nemmer ond
ka' me nemmer möga'! So'n Eſel! J bedanket' me ſelber,
wann e a Mädle wör!“

Der gute Burſche verſank nach dieſer deſparaten Selbſt-
anklage in eine dumpf-düſtere Stimmung. Er war uner-
fahren, unſchuldig, aber ein Menſch, der in ſeiner Art An-

beitsnachweisverband Sachſen Anhalt (Zentralauskunftsſtelle) hat ſich
mit der inſolge der ſchwierigen augenblicklichen Verhältniſſe eingetretenen
Verzögerung der land wirtſchaftlichen Arbeiten und der dadurch not
wendig werdenden vermehrten Beſchaffung einheimiſcher Arbeitskräfte
für die Landwirtſchaft befaßt. In eingehender Ausſprache zwiſchen Ar
beitgebern und Arbeitern iſt er zu dem Ergebnis gekommen, daß die
nötigen einheimiſchen Arbeitskräfte beſchafft werden können, wenn neben
Morgenkaffee, warmes Mittag und Abendeſſen, für dringende Feld
arbeiten den Frauen 4 M., den Männern 6 M. bei ſonſtigen Winter
arbeiten den Frauen 2.50 M., den Männern 4.50 M. Tagelohn ge
währt werden. Hiervon ſind die öffentlichen Arbeitsnachweiſe teſe
rei r 4 geſetzt Es darf erwartet werden, daß
ich zu dieſen Bedingungen nunmehr aufs ſchnellſte Hilfskräfte für dieLandwirtſchaft anbieten. Meldungen von reengherrt z S die
öffentlichen Arbeitsnachweiſe zu richten.

Kurſe für Kriegsteilnehmer. An der rechts und ſtagatswiſſen
f el-ſchaftlichen Fakultät der Univerſität Halle werden nach den r.

nachtsferien und dann wieder in den Ferien zwiſchen dem Winter-
und dem Sommer-Semeſter Kurſe für Kriegsteilnehmer aus den
Gebieten des bürgerlichen Rechts, des Strafrechts und desrechts abgehalten werden. ſres e Se

Welches iſt die vornehmſte polithche Obwohl wir ihier berührten Frage unſere beſondere e geben We J
nachfolgende Zuſchrift wieder: Gertrud Bäumer ſpricht folgende Ge
danken aus: „Die Frauen, die jetzt Staatsbürgerinnen geworden ſind
haben vor allem politiſche Pflichten, die Pflicht des Glaubens an di
Zukunft Deulſchlunds. Wichtiger als die Frage: Welcher Partei ſchließ
ich mich an? ſind die Worte Deutſchland und Einheit des Reiches. Wir
ſehen mit Scham und Schmerz, wie das beſiegte Deutſchland in Gefahr
iſt. ſich ſelbſt preiszugeben. Sehen die Rechthaberei der Abrechnungs-
fanatiker, die ſchonungslos und triumphierend die begangenen Fehler
ausgraben; ſehen die kraftloſe Entmutigung derer, die dem Schickſal
ſeinen Lauf laſſen zu müſſen glauben. Da iſt die erſte Forderung an
die Frauen: Bleibt feſt! Laßt euch nicht treiben, gebt das deutſche
Schickſal nicht preis! Glaubt und arbeitet! Es gilt, einem u Tode
erſchöpften Volk den Willen hochhalten. Es gilt, die Gedanken auf eine
Zukunft richten, zu der wir uns durchkämpfen müſſen. Nur einig
hat Deutſchland noch eine Zukunft. Der Glaube an dieſe Zukunft
wächſt nicht allein aus Verſammlungen und politiſcher Aufklärung ſon
dern aus der Tiefe des Herzens, aus der Mitteilung von Menſch zit
Menſch. Die deutſchen Frauen können unſer Volk durch dieſen Glau
ben zuſammenſchmieden, wenn ſie Kraft, Mut, Wägenug haben.“ ft, Wärme und Klarheit

Das Krankenpflegeyerſongl hielt am 6. Dezember eine öffent-liche Verſammlung im Auguſtinerbräu ab. Sie wer ſehr n
von rund 150 Perſonen beſucht. Zunächſt wies Arbeiterfekretär
Kleeis in einem Vortrag auf die Notwendigkeit hin, daß auch die
Krankenpfleger und -pflegerinnen aus der neuen Zeit ihre Lehren
ziehen. Beſitzen ſie doch nunmehr auch die Möglichkeit freigewerkſchaft-
licher Organiſation. Das Krankenpflegeperſonal iſt von der ſozialen
Geſetzgebung bislang ſehr vernachläſſigt worden; die Dienſtverhäftniſſe
ſeien fehr traurige. Geringe Gehälter, Arbeitszeiten dis zu 15 Situm-
den im Tag, ſchlechte Beköſtigung uſw. Die ſehr lebhafte Aus-
ſprache offenbarte manche Mißſtände, die in der Landesheilanſtalt Niet
de C S Denn uſw. beſtehen. Jm Anſchluß daran
wurden die Forderungen formuliert, die zu erheben Siin einer achtftündigen Arbeitszeit uſw. eben od. Se deryen

Hierauf beſchloß die Verſammlung einſtimmig,
des er te zu gründen, die der
Krankenpfleger uſw. des Stagts- und Gemei
verbandes angehört. Es wurden auch ſofort die
(des Vorſitzenden, Kafſierers uſw.) vorgenommen. Vor Weihnachten
ſoll noch eine weitere Verſammlung ſtattfinden. Auskünfte erteilt und
Aufnahmen bewirkt inzwiſchen das Arbeite z42/44, Zimmer 6. h rſekretariat, Har;

Die Halliſche Fürſorgeſtelle für Wohnungseinrichtungen G. m. v.
5. iſt auf Veranlaſſung der ſtädtiſchen Behörden mit einem Aktien
kapital von 120 000 M. begründet worden zur Beſchaffung billige!
und geſchmackvoller Möbel für minderbemittelte Halliſche Einwohner
insbeſondere kriegsgetraute Ehepaare.

Die geſchäftliche Leitung haben Herr Baumeiſter Wolff und Herr
Rentner Schülbe ehrenamtlich übernommen. Dos Bureau befindet ſich
Alte Promenade 8 und eine Ausſtellung der Möbel Gr. Ulrichſtraße 30,
die an Wochentagen vom Montag, dem 9. Dezember, an von 9 dis 3
Uhr täglich beſichtigt werden kann. Anträ auf Lieferung von Möbeln
werden dort entgegengenommen, mit der Li ferung ſelbſt kann aber erſt
Anfang Januar begonnen werden. Die Anfertigung umfaßt haupi
ſächlich Küchen und Schlafzimmermöbel, jedoch auch außerdem einige
Möbel für einfache Wohnzimmer. Bei letzteren iſt hauptſächlich darauf
Rückſicht genommen, daß nach Beendigung des Krieges und nach Ent
laſfung der Mannſchaften vorausſichtlich eine ſtarke Frequenz unſerer

eine Ortsgruppe
Reichsſektion der

ndearbeiter-
nötigen Wahlen

innere
Dieſe Anlage begann unter

den obwaltenden Umſtänden ſich zu entwickeln und ſeinem
Weſen einen neuen charakteriſtiſchen Zug zu verleihen. Je
mehr er von ſich hielt, je mehr Anſehen er bisher unter
ſeinen Kameraden genoſſen, um ſo mehr forderte er von ſich
einem Mädchen gegenüber auch das rechte würdige Be
nehmen. Je weniger er aber imſtande war, ſich ſo zu benehmen,
wie er's ſeiner für würdig hielt, deſto mehr kapitelte er ſich
hinterdrein ſelber, ſtellte ſich vor, wie er ſich hätte benehmen
ſollen und können, ärgerte ſich, daß er ſich nicht ſo benom-
men habe uſw. uſw. kurz, er wurde ein denkender
Menſch. Er unterhielt ſich mit ſich ſelber, er ſtrafte ſich, er
quälte ſich ſelber. Daß das letztere nicht zu weit ging, dafür
ſorgte als guter Genius die Bauernnatur, die ſich auch hier
in natürlichen Grenzen bewegt und ſich aus dem Quell der
unbewußten Lebenskraft immer ſelber wiederhergeſtellt.

Für jetzt ſank er gleichwohl in Abgründe der Verzagtheit.
Mit der Gret wieder eine Anſprache zu verſuchen, kam ihm
unmöglich vor. Er hatte eine ſtille Wut gegen ſich, eineſtille Wut gegen ſie wie ſollte er da reden Und wenn er
ſich nötigen wollte, müßte es nicht tauſendmal ungeſchickter
herauskommen als diesmal, wo er vergnügt war und im
Grunde ganz gut angefangen hatte? Nein es half
nichts. Einem Mädchen zu gefallen, hatte er nun einmal
keine Gaben es ging nicht er mußte es aufgeben!

Als er ſo weit gekommen war, ging er in den Hof, um
ſich an einer Arbeit zu erholen. Hier begegnete ihm ſeine
Mutter. Sie ſah ihn an und ſagte: „Was machſt denn du
haſet für a G'ſicht?“ „Jh, a Gſicht?“ verſetzte Michel.
„Wie ka'n e des wiſſa'? Guck i ebba' en Spiegel?“
„Gang weiter,“ entgegnete die Schwabin, „du hoſt ebbes!
Hot d'r ebber (etwa, jemand) ebbes do'?“ „Mir?“ er-
widerte Michel, indem er mit einer heroiſchen Miene aufſah

„mir ebbes do'? J wott's koem rota'!“ Er ging
weiter, indem er bei ſich dachte: „Du därfſt lang warta',
bis e dir ebbes ſag'!“ Die Mutter ſah ihm kopfſchüttelnd
nach. „Er iſt halt doch net vergnüagt,“ dachte ſie, „und
das iſt natürlich! Jn deam Alter muß a'n ordentliches
Mannsbild a Weib haba' ſo'ſt iſch nex!“ Sie ahnte

enicht, wie Michel ſich ſchon abgemüht hatte um ihre Herzens-
wünſche zu erfüllen.

(JFortſetzung folgt.)
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Univerſität eintreten kaird, rechnet mit dem elten Beſtandfrüher. Es werde Soher woh viel Halliſche

vonKriegerwitwen, ſich mit der Ver en befaſſen und ſoll dieſen Gelegenheit geboten werden, die erforder
lichen Möbel ſich preiswert zu verſchaffen. Möbel ausKiefernholz hergeſtellt, die Küchen werden ſowohl farbig geſtrichen wie
auch naturfarben lackiert, die Schlafzimmer braun gedeizt geliefert.

Da das erforderliche Holz von der Heeresverwaltung mäßigen
e he n wurde, iſt es gelungen, trotz der h en hohen
A Verkaufspreiſe verhältnismäßig zu ſtellen. EKücheneinrichtung, beſtehen aus Schrank, Stuhl, Bank, Tiſch und Ge
ſchirrahmen iſt von 366 M. an und ein Schlafzimmer mit 2 Betten,
Kleiderſchrank zwei Nachtſchränkchen, 2 Stühlen und Waſchkommode
einſchl. der Matratzen von 1067 M. an zu kaufen.

Die Wohnzimmermöbel umfaſſen einen einfachen geſchmackvollen
Schreibliſch, eine Kommode, ein Büchergeſtell, einen Ausziehtiſch undeine bequeme Sitzbank. Für Wohnküchen iſt eine Sitztruhe herege

in welche die heute ſo beliebte Kochkiſte eingebaut werden kann.
Die Entwürfe der Möbel ſind von dem Direktor der hieſigen

Kunſtgewerbeſchule, Herrn Arch. Thierſch angefertigt, ſte ſind ſehr
v geſchmackvoll und ſolid. Die Anfertigung liegt in den Händen
bewährter lliſcher Meiſter, nur die Stühle ſind von den Deutſchen
Werkſtätten in Hellerau beſchafft. Die Lieferung kann gegen Barzah-
lung, aber auch bei genügender Sicherheit gegen monatliche Abzahlung
erfolgen, in letzterem Fall iſt jedoch eine Anzahlung in der Höhe von

des Kaufpreiſes erforderlich. Der Beſuch der geſchmackvoll einge
richteten Ausſtellung kann allen Intereſſenten warm empfohlen werden.

Feuerbeſtattungen im Halliſchen Kremakorium. Zur Vornahme
von Feuerbeſtattungen in Preußen iſt der Nachweis, daß der Verſtor
bene die Einäſcherung ſeiner Leiche angeordnet hat, beizubringen. Die-
er Nachweis iſt in vielen Fällen in nicht rechtsgültiger Form ausge

fertigt, ſo daß die Einäſcherung hier nicht ſtattfinden konnte und die
Neberführung der Leiche nach nichtpreußiſchen Krematorien vorgenom
men werden müßte. Die Abgabe der mündlichen Willenserklärung zur
Feuerbeſtattung kann nur vor einer zur Führung eines öffentlichen Sie
gels berechtigten Perſon erfolgen. Legitimation iſt dabei vorzulegen.
Zur koſtenloſen Ausfertigung der diesbezüglichen letztmaligen Verfügung
ſind hier verpflichtet: 1. Die Vorſteher ſämtlicher hieſiger lizei
reviere, 2. der Leiter des Begräbnisamtes, Gr.-Berlin 11, 3. der Jn-
pektor des Gertraudenfriedhofes.

Syarkaſſe der Stadt Halle. Vom 1. dis 30. November d. J.
geſtaltete ſich der Verkehr wie folgt: Beſtand der Einlagen am 31. Ok-
ober d. J. 85073 967.06 M. gegen 63 463 633.25 M. im Vor
ſahre. Einzahlungen vom 1.--30. November 3 350 467.34 M.
2 711 940. 15 M. im Vorjahre. Zuſammen: Einlage 88 424 434.40 M.
gegen 66 175 573.40 M. im Vorjahre. Rückzahlungen vom 1.--30. No
wember 3 024 073.48 M. gegen 1 745 398.41 M. im Vorjahre. Be-
ſtand am 30. November 1918: 85 400 360.92 M. gegen 64 430 174.99
Mark im Vorjahre.

v e Die bereits über 41 Jahre beſtehende
Wohltätigkeitsvereinigung „Zigarrenköpfchen-Sammler“ zu Halle a. S.
hielt am 3. Dezember wieder eine Sitzung ab, um die Anmeldungen
der Waiſen und Halbwaiſen zu prüfen, die zur Weihyachtsbeſcheru
vorgeſehen ſind. Leider bleiben diesmal die Preiſe für Schuhwer
Wäſche, Kleider uſw. unerſchwinglich hoch, was um ſo ſchwerer wiegt,
als viele Kinder, namentlich ſolche gefallener Krieger, berückſichtigt wer
den ſollen. Damen und Herren aller Kreiſe werden des gebeten,
mitzuhelfen und Zigarrenköpfchen, zerbrochene Zigarren, Zigarrenbän
der, leere Zigarrenkiſten, Flaſchenkapſeln, Flaſchenkorke, Staniol
alte Metallteile nicht fortzuwerfen, ſondern baldigſt abzuliefern, damit
gus dem Erlös die Aermſten davon verſorgt werden können. Auch
finden Geldſpenden gute Verwendung. Außer der Hauptfammelſtelle
R. Lehmann, Leſſingſtr. 38, ſind noch Nebenſawmelſtellen dort vor
handen, wo entſprechende Plakate ſichtbar hängen. Auch nimmt der
Leiter dieſer Vereinigung, Kaufmann Reinhold Aßmann, Gr. Ulrich
ſtraße 49, Gaben aller Art dankbar entgegen.

Für Schuhmacher. Um die aus dem Felde heimkehrenden
Schuhmacher über die Verſorgung mit Leder aufzuklären, teilt der
Verband der Lederhändler mit, daß von der Kontrollſtelle für frei
gegebenes Leder in allen Handwerkskammer- Bezirken eine ent
ſprechende Anzahl Sperrlager eingerichtet werden, von denen die
Lederhandlungen des betreffenden Bezirks das Leder erhalten
ſollen, welches die Kontrollſtelle für die aus dem Heeresdienſt ent
laſſenen ſelbſtändigen Schuhmacher zur erſtmaligen Lieferung be-
ſtimmt hat. Die betreffenden Schuhmacher haben ſich zu dem
Zwecke unter Angabe der von ihnen zu beſchäftigenden Arbeits
kräfte an diejenige Lederhandlung zu wenden, von welcher ſie ihr
Leder zu erhalten wünſchen. Dieſe Lederhandlungen haben als
dann bei dem für ſie zuſtändigen Sperrlager die Zuteilung des
hierfür beſtimmten Leders zu beantragen und dasſelbe nach
Empfang an die Schuhmacher weiterzugeben. Da zur Zeit bei
den betreffenden Sperrlägern noch kein Leder eingetrof-
fen iſt, ſo ſind etwaige Verſprechungen einzelner Firmen auf
eine ſofortige Belieferung als wertlos zu betrachten, da ſie unter
den obwaltenden Verhältniſſen nicht ausführbar ſind. Die Kontroll
ſtelle hat in Ausſicht genommen, jeden aus dem Heeresdienſte ent-
laſſenen ſelbſtändigen Schuhmacher bei der erſtmaligen Belieferung
mit Bodenleder ungefähr 10 Kilogramm zuzuteilen. Die genauere
Menge wird jedoch von der Kontrollſtelle nach Maßgabe der zur
Verfügung ſtehenden Beſtände noch feſtgeſetzt und bekannt ge
geben werden.

Bewußtlos aufgefunden. Jn einem hieſigen Hotel wurde
eine Krankenſchweſter im Bett bewußtlos aufgefunden und mit
dem Krankenwagen der mediziniſchen Klinik zugeführt.

Einſamer Tod. Eine alleinſtehende 73jährige Frau wurde in
ihrer in der Zietenſtraße befindlichen Wohnung als Leiche aufge-
funden. Nach ärztlichem Befund iſt ſie an Herzſchlag geſtorben.

Diebereien im Soldatenquartier. Bei in einer Schule ein-
quartierten Truppe wurden in letzter Zeit eine Anzahl Diebſtähle
ausgeführt. Der Wert der geſtohlenen Sachen iſt ein ſehr erheb-
licher. 6 Perſonen, meiſtens jugendliche, konnten überführt wer-
den. Sie wurden feſtgenommen.

Einbrüche. Auf dem Jnfanterieexerzierplatze an der Heide ſind
in letzter Zeit die auf dem ſogenannten Uebungsplatze für Handfeuer
waffen ſtehenden Schuppen erbrochen worden. Jn dieſen ſind Gerät
ſchaften, Ausrüſtungsſtücke und eine Anzahl Kiſten mit Handgranaten
untergebracht. Ob etwas entwendet iſt, konnte noch nicht feſtgeſtellt
werden. Es wurde wieder eine Sicherheitswache dorthin beordert.

ſicher Schwindier. Am 27. November hat ſich hier ein
junger nn einen zu einem Orcheſtrion (Frati) gehörigen Gleichſtrom-
motor im Werte von 1200 M. erſchwindelt, vermutlich um ihn hier oder
in einem andern Ort zu verkaufen. Der Geſchädigte hat auf die Her-
beiſchaffung des Motors eine Belohnung von 50 M. ausgeſetzt.

Theater, Sehens würdigkeiten uſw.
Stadttheater. Heute, Mittwoch, abend wird Mozarts „Coſi fan

tutte* wiederholt. Donnerstag, abends 7 Uhr „Lohengrin“, Frei-
tag „Familie Schimek“, Sonnabend abend „iDe verſunkene Glocke“,
Oper von Zöllner, Sonntag nachmittag Volksvorſtellung „Fauſt I“.
Sonntag abend „Die weiße Dame“. Das Weihnachsmärchen
„Schneewittchen“ wird am Mittwoch und Sonnabend nachmittag
wiederholt.

Goethes „Fauſt“ als Volksvorſtellung im Stadttheater. Die
Leitung des Stadttheaters wird die Neueinübung des Goetheſchen
Fauſt als Volksvorſtellung zu ganz kleinen Preiſen bringen. Da
i ldauer des gewaltigen Werkes aber die für eine Nach-
n zur Verfügung ſtehende Zeit bei weitem über-
ſchreidet, wird die Aufführung in zwei Abteilungen ſtattfinden, und
zwar wird am Sonntag, dem 15. die erſte Abteilung bis einſchließ
ich Hexenküche gegeben, während am folgenden Sonntag, dem
W. Dezember als zweite Abteilung die Gretchentragödie zur Auf-
führung kommt. Auf Wunſch können im Vorverkauf Karten fürbeide oeßelnngen gleichzeitig ausgegeben werden, ſo daß der Be

ſacher die Sicherheit hat, am 22. Dezember den gleichen Platz wig
am W. Dezember zu haben. Diejenigen Beſucher, die bereits Karten

ſowie räte in den Forſtbeir

Genoſſen
Werbt Mitglieder für die

Partei!
J

für Sonntag, den 15. gelöſt haben, können noch im Laufe dieſer Woche
gegen Vorzeigung dieſer Karten die entſprechenden Karten zum
Sonntag, den 22. einlöſen.

Halleſche Kriegsverluſte.
Preuhlſche Verluſtliſte Nr. 1302. Jnfanterie-Regt. Nr. 165,2. Maſchinengewehr- Kompagnie. ev e 17. 5. 97, leicht ver

wundet. Jnfanterie-Regt. 170, 3. Kompagnie. Vizefeldwebel Walther,
Paul, 12. 7. 91, leicht verwundet.

Preußſſche Verluſtliſte Nr. 1303.
Gefr. Löbe, Alexander Wilhelm Albert (Geneſ.-Komp. d. Erſ.Bat.
5. 1. 85), geſtorben infolge Krankheit 9. 10. 18. Jnf.-Regt. Nr. 45,
11. Komp. Weber, Richard, 30. 8. 89, vermißt. 12. Kompagnie.
Sergeant Stahr, Paul, 9. 6. 92, vermißt. f.-Regt. Nr. 47, 6. Komp.
Selle, Alfred, 26. 10. 81, vermißt. Jnf.-Regt. 62, 5. Vize
feldwebel Künſtling, Max, 28. 9. 91, vermißt. Jnf.-Regt. 64,MaſchinengewehrKomp. Spit Wilhelm, 6. 2. 96, leicht verwundet,
bei der Truppe Ref. Inf Rat Nr. 66, 8. Komp. Vißzefeldwebel
Nieſtateck, Oswald, 24. 8. 94, bisher geſtorben, in g. (A. N.)

fallen 30. 3. 18. Jnf.-Regt. Nr. 71, 10. Komp. Gefreiter Walker,
tav, 13. 2. 82, vermißt. 12. Komp. Nicolai, Otto, 24. 6. 98,

vermißt. Reſ.-Inf.-Regt. Nr. 71, 5. Komp. Römer, Otto, 16. 4. 98,
leicht verwundet. w. v Unteroffizier Hein,Friedrich, 5. 3. 95, vermißt. Jnf. Regt. Nr. 157, 4. Komp. Henne-
berg, Karl, 20. 8. 90, vermißt. Jnf.-Regt. Nr. 393, 1. Maſchinen
gewehr Kompagnie. Schulze, Otto, 9. 9. 96, vermißt. 1. Nachrichten

Röder, 10 4. 97, leicht verwundet. LandwehrInf.Regt.
435, 10. Komp. Gefreiter Angermann, Otto, 21. 7. 95, ſchwer

verwundet.

7 e Berluſtliſte Nr. 1304. Reſerve-Fußartillerie-Regt
Nr. 6. Hoffmann, Richard, 3. 10. 89, gefallen. Schliebe,
Kurt, 19. 8. 99, gefallen. Pionier-Bataillon Nr. 24, I. Komp. Leutnant
ger Albrecht, 5. 11. 94, ſchwer verwundet. PionierBataillon Nr. 24,
2. Komp. Förſter, Alfred, 22. 2. 99, vermißt. Leichte Munitions
kolonne Nr. 1088. Offizier Stellvertreter Kretſchmann, f, 20. 12.
85, leicht verwundet, bei der Truppe.

Aus der Provinz.
Gegen eigenmächtige SEingriffe.

Es kommt noch fort c n und Soldaten
eigenmä eausübung der Forſtbeamten und anderer vdede9eige derer

ja ſelbſt Treibjagden unter Hinzuziehung zur Jagd unberechtigter Per
fonen dige ergehen b

i orgehen verſtößt gegen die Verordnungen, die die Reiund Staatsregierung und der Vollzugsrat des Arbeiter und See tn

rats erlaſſen S Jm Intereſſe der Volksernährung und zur Ver
meidung von Wildſchäden iſt bereits angeordnet worden, daß alle Forſt
behörden für einen verſtärkten Abſchuß des Wildes in geregelter Jagd
Sorge tragen. Glauben örtliche Arbeiter und Soldatenräte feſtſtellen
a nnen, daß dieſer Anordnung von örtlichen Forſtbehörden und ſon

e e ren58 r an 3el. n Abhilfe wenden.
Eige Eingreifen in die Befugniſſe d rſtbehördenund in die Rechte der Jagdberechtigten wen teien 9

petune r e v erneut r d d die Sicherrer sernährunWildes dringend geboten ecſwenen Oh ſürkeren. Adiquß des

gez. Hofer.gez. Braun.

Merſeburg. Kreis konferenz der Arbeiterräte.
Sonntag, 8. Dezember, fand in Merſeburg eine von 22 Orten aus
dem Kreiſe beſchickte Kreiskonferenz der Arbeiterräte des Kreiſes
Merſeburg ſtatt. Nachdem die Genoſſen ThiemeMerſeburg,
FiedlerSchkeuditz, mit gleichen Rechten als Vorſitzende gewählt und
Sterzel-Benndorf als Schriftführer, wurde in die Tages
ordnung eingetreten, zwecks Gründung einer Kreisorganiſation.
Nach einleitenden Worten des Genoſſen Lange r- Merſeburg ent-
ſpann ſich eine lebhafte, aber ſachliche und ohne Parteiſtreitigkeit
geführte Debatte, aus der es ſich ergab, wie notwendig die Gründung
der Kreisorganiſation iſt. Zum Schluß wurde einſtimmig die
Gründung mit dem Sitze Merſeburg beſchloſſen. Aus den 18 Amts
bezirken und den 4 Städten ſollen je 1 Delegierter gewählt werden.

Krüger, ThiemeMerſeburg, Fiedler Schkeuditz und Ster el-Benndorf
gewählt, Jm zweiten Punkte wurden verſchiedene geſ äftliche An
gelegenheiten erledigt, und um 6 Uhr die von gutem Geiſte ge-
tragene Konferenz geſchloſſen. Möge es an allen Orten möglich
ſein, unter dieſem Geſichtspunkt zu arbeiten, denn nur ſo iſt es
möglich, daß uns die Früchte der Revolution nicht wieder können
entriſſen werden. Denn wir haben jetzt alle, ganz gleich wo es iſt,
andere Ziele zu verfolgen als uns in gegenſeitigen Parteiſtreitig-
keiten aufzureiben. Die Sonntagskonferenz muß vorbildlich wirken,
daß die Einigung aus der großen Maſſe der Arbeiter von unten aus
kommen muß, unbeſchadet um einige Querulanten.

Merſeburg. Im benachbarten Wallendorf fand am Sonntag
nachmittag eine öffentliche Volksverſammlung ſtatt. Arbeit:rſekretär
Kleeis aus Halle ſprach über „Das neue Deutſchland“. Er ſchilderte
Urßfachen und Verlauf der Revolution, um dann des nähern auf die
bevorſtehenden Wahlen zur Kationalverſammlung einzugehen. Unent-
ſchloſſene Wahlberechtigte müßten aufgeklärt werden. Ueberhaupt ſei
noch eine kräftige Werbearbeit zu entfalten. Schließlich beſprach Redner
noch die Forderungen, die wir an den neuen Volksſtaat ſtellen müſſen.
Sie ſind ſchon im „Erfurter Programm“ feſtgelegt. In der Ausſprache
forderte Genoſſe Bauer Merſeburg zum Eintritt in die ſozialdemo
kratiſche Partei auf. Dem wurde auch vielfach Folge geleiſtet. Die
Veranſtaltung zeigte, daß es auch in Wallendorf und den umliegenden
ſei in a e r 7 ng noch recht wenig Fuß ge-

hatte, vorwärts geht. Auch der Herr Pfarrer der Or ten hatteſich eingefunden. ucolton ha
Merſeburg. Die Bettwäſche. In einem hieſigen Gaſthauſe

wurde von einem Gaſte, der nachts eintraf, die geſamte Bettwäſche
feines Zimmers geſtohlen

Weißenfels. Treibjagd. Eine in der d Döbris-
Bornitz brachte 113 Haſen für Döbris und 50 in Flur rnitz. Nach
Feſtſtellung der Beute ſtellte der Beigeordnete des Weißenfelſer Sol
datenrats feſt, daß die Angaben nicht dem Ergebnis entſprachen. Jn
folgedeſſen wurde eine Durchſuchung der Jagdwagen angeordnet. 18
Stück Haſen wurden aus den Kutſchwagen und Ruckſäcken an das
Tageslicht gezogen. Aus dem Wagen Juſtizrats Wolf wurden allein
5 Stück befördert.

Naumburg. Fleiſchverteilung. Vom Montag, dem9. Dezember, an wird das Pferdefleiſch nur noch auf Reichsfleiſchkarte

abgegeben. Die Fleiſchmenge, die auf ein Zehntel Abſchnitt der Fleiſch
karte abgegeben werden darf, wird bis auf weiteres auf 50 Gramm
mit Knochen feſtgelegt. Di Voerbraucher können wählen, ob ſie auf
ihre Reichsfleiſchkarten wie bisher Wurſt und Rindfleiſch beziehen oder
Pferdefleiſch kaufen wollen. Wurſt und Rindfleiſch muß, w.

rgegen Abgabe der Fleiſchmarken vorher beſtellt wer

ReſerveJnfanterieRegt. Nr. 36. Splt

wurde bei dem Fuhrherrn und

Zum Vollzugsausſchuß wurden einſtimmig die Genoſſen Langer,nah

en mit mehrerenWurſt und

a e

Pferdefleiſch direkt in der n

der
erdefleiſch beverkaufsſtellen i in

Kl. Wenzelsſtr. 5, O.
chaelisſtr. ihßenfelfer Str. 18, Mart b Worih
ch 48. g n wird von Montag, 9. DeW W itt de ten dine Wort C. galn

r e en rannmn ma e Gramm mit Kn abgegeben werden. u

Eckarisberga. Viehdieöſtähle. Her haben es Diebe auf
lebendes Vi Erſt wurden einem Schuhmachermeiſter
einige Kanin und Hühner aus dem Stalle ohlen, dann einem
Maſchiniſten vier Enten und jetzt der Frau Mühlenbeſitzer Goths vier
Gänſe, 4 Enten und 7 Hühner.

Frankenhaufen. Freche Dieberei. Jn einer der letzlen
Nächte wurde in unſerem Amtsdorfe Jchſtedt ein dreiſter Diebſtahl ver
übt. Unter dem Schutze der Dunkelheit drangen Diebe in das öft
der Witwe Auguſte Büchner ein, h im Kuhſtalle eine Ziege
und eine Zuchtgans ab, ließen Eingeweide liegen und men
die e achteten Tiere mit ſich fort. Da der Hofhund bereits im Herbſtftet und ein neuer noch nicht Weh wurde, ſo hatten die

tzbuben leichte Arbeit. In unſerm Amtsdofe Serga wurden in
le Zeit 14 der Domäne gehörige Enten und Korn geſtohlen. Den
Tätern iſt man auf der Spur.

Witlenberg. Erwiſchte Spitzbuben. Vor etwa 14 Ta
bruchsdiebſtahl verübt, wobei de Diere n der r ſten
r tahl verübt, wo m außer einem gr enLebensmittel 2500 Mark in die Hände fiel. tzt iſt es der

Polizei gelungen, den Dieb in der Perſon des Arbeiters Paul Launer
u ermitteln und feſtnehmen zu können. Weiter wurde geſtern der

oſfer Ecksner aus Breshau feſtgenommen, da er dringend verdächtig
iſt, in Luckenwalde einen größeren Einbruchsdiebſtahl verübt De en.

eide wurden heute dem Gerichtsgefängnis zugeführt. 4- Bei einer
Durchſuchung in der Kurfürſtenſtraße 24 wurden geſtern bei der Arbei-
terin Hilde Brandt aus Kranſchütz bei Weißenfels eine Menge
Kleidungsſtücke gefunden, die ſie ihren Mitarbeiterinnen in den Spreng-
ſtoffwerken geſtohlen hat.

Willenberg. Hühnerdiebſtahl. Da ſie das nicht
u zertrümmern vermochten, haben geſtern nacht Diebe in dem Grundbie r 10 d du n e gehen ſind durch

s eingeſtiegen en s, oſtellan Melanchthon
Meinert, ge Hühner geſtohlen.

Einbruchsdiebſtahl. ver er NaDiebe, die o ſag P. S Teronßt z ine
mittelſt Nachſchlüſſels von der Mittelſtraße aus in dem Laden des
Bandagi tto Eule Pannicke Nachfolger, Collegienſtraße 20, einge
ſchlichen. Nachdem ſie in dem Hausflur waren, verſuchten ſie von

e e T w. r da re darnnen mit Eiſen beſchlagen iſt,den Keller und gela von dort gug W den Laden, e Kunde

aufräumten, und he, Portemonnaies und Lederteile von künſt
lichen Gliedern im Werte von 6--7000 M. ſtahlen. Bisher fehlt von
den Tieben noch jede Spur.

Durch Patrouillen desWiltenberg. Verbotene Fräüchte.
Arbeiter und Soldatenrats wurden ngene 5 Mädchen in
ihren Kleinwittenberger Wohnungen beim Verkehr mit Kriegsge-
fangenen des hieſigen Lagers zum Teil auf friſcher Tat über
raſcht. Mit Rückſicht auf ihre end wurden ſie vom Arbeiter und
Soldatenrat mit einem ernſten e entſlaſſfen. Trotz inzwiſchen
erfolgter öffentlicher wurden kürzlich wieder franzöſiſche
r mit zwei M in deren Wohnung, elſtraße 20,
durch eine Militärpatrouille offen. Die Gefangenen wurden dem
Lager, die Mädchen der Polizei überwiesen.

Gänſedieb. Eine in dem
ſtücks Coswiger Straße 6 zum Abkü 2 ausgegeh Don h e Sehr desgelang es, als den Dieb den erlehrling Erich Eckert zu er
mitteln und konnte ihm der Raub wieder abgenommen werden.

Unehrliche Kollegin. Der Deſſauer Straße 97 wohnen-
den Arbeiterin Auguſte Kerſten wurden, rend ſie ſich auf Arbei
befand, am Dienstag nachmittag aus ihrem verſchloſſen geweſenen
Reiſekorb, Wäſche und Kleidungsſtücke im Werte von 110 rk ge
ſtohlen. Als Diebin wurde ihre Wohnungsmitinhaberin Emma Weber
ermittelt und feſtgenommen.

Annaburg. Jn einer ſtarkb n Volksverſammlung
hier am Sonntag Genoſſe Dreſcher- Halle über „Die Ziele

ution“. Den Verlauf des Krieges und die Revolution in
rgebniſſen und Wirkungen erläuternd, kam Redner zu dem
daß die nächſte Aufgabe die baldige Herbeifüh des Frie

in müſſe. Ohne Frieden ſei nicht daran denken, daß ſich die
Ernährungsverhältniſſe beſſern könnten und daß die Schaffung aus-
reichender Arbeitsgelegenheit möglich wäre. Um beides mr aber
jeder ernſte Politiker in allererſter Linie beſorgt ſein. Die Lage
Deutſchlands ſei nicht hoffnungslos, aber u ein kritiſch. Weſentlich
ſei die baldige Einberufung der Rationalverſammiung, weil ſie einmal
die Vorbedingung des Friedens wäre, wovon alle übrigen andern Fra
gen abhängig ſeien. Folgende Entſchließung fand einſtimmige An

me:
„Die Sonntag, 8. Dezember, in Annaburg iagende Volksverſammlung ſtimmt dem Vortragenden Dreſcher zu. Sie hält die baldige Ein

berufung der Nationalverſammlung für notwendig, um raſch zum Frie
den zu kommen. Von der g Reichsregierung wird erwartet,daß ſie allen freideltsfeind lichen u er energiſch entgegen-
tritt wie unklugen Gewalttaten. Nur eine beſonnene feſte Regierung
bietet Sicherheit für Erhaltung der errungenen Freiheiten. Die Er
füllung der gewaltigen Aufgaben, die dem deutſchen Volke durch den
Krieg und die Revolution erwachſen ſind, iſt nur möglich, wenn weiteſt
gehende Volksrechte und eine vernunftgemäße Sozialiſierung der Volks
wirtſchaft einheitlich zuſammenwirken.“

San en. Gänſedieb. Jn der Nacht vom 4. zum 5. De
zember ſind dem Poſtſchaffner Siebert, Spangenbergſtraße, 3 Gänſe
entwendet. Die Diebe ſind ermittelt, es ſind die Brüder Karl und Erich
Helbig hier, Sackgaſſe 1, nhaft. Als Hehlerin kommt die Ehefrau
des Arbeiters Karl Helbig, nda geb. Krauſe, in Frage. Eine Gan
iſt den Dieben abgenommen und den Beſtohlenen zurückgegeben. Straf
verfahren iſt eingeleitet.

Waſſhauſen. Selbſtmord auf dem Der ehe
malige Maſchinenheizer Hermann Heßler, in der hieſigen Steingutfabrik
beſchäftigt, war des Diebſtahls angeklagt und ſollte am Donnerstag vor
dem Sangerhäuſer Schöffengericht und am nächſten Mitt vor dem
Nordhäuſer Landgericht ſich deshalb verantworten. Am Donnerstag
morgen wurde er auf dem hieſigen Friedhofe am Grabe ſeiner Mutter
er hängt aufgefunden.

Slolberg. Bahnbau Nach einer an Geh. Reg Rat Bode hier
r gelangten authentiſchen Nachricht wird der Bahnbau der Sirece
ottleberode--Stollberg in nächſter Zeit in Angriff genommen.

Wir begrüßten die Nachricht mit großer Freude und be
dauern nur, daß Jhre Durchlaucht, die Fürſtin-Multer, der wir nebſt
ihrem treuen Berater, Geh.-Rat Bode, in erſter Linie verdanken, daß
das Projekt genehminn und die Mittel bewilligt wurden, nicht mehr
erleben konnte, daß ihre raſtlofen perſönlichen nungen nun doch
endlich von Erfolg gekrönt werden. Daß der Bau gerade jetzt, woArbeitsloſigkeit herrſcht und im Winter Verdienſtm Achtelten ering

ſind, begonnen worden ſoll, iſt für h Stadt von beſonderer Wichti

ſpr
der

ihren
Schluß,
dens ſe

keit. Die Ausſicht, aus der Schwierigkeit der jetzigen Verkehrsver
niſſe endlich herauszukommen iſt ein

Slolzhein. Fette Beute.
ller tblick in trauriger Zeit

Hier wurden einem Landwirte ein

gegen Adgade der

wenn

drei Zentner ſchweres Schwein, drei Gänſe und dreizehn Enten geſtod
len. Die Spur der Diebe führt nach Eiſenberg.

e e araphen mpe am Sonnabeer e Marke Wanderer, wer wo

v
auch jRevol
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